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PLANGEBIET

ALLGEMEINES

Die Stadt Kiinzelsau hat mit ihren 11 Stadtteilen ca. 15.500 Einwohner und liegt landschaftlich
schon gelegen im frankisch gepragten Nordosten Baden-Wirttembergs am unteren Kocher, circa
40 km @stlich von Heilbronn.

Die Stadt ist im Regionalplan der Region Heilbronn-Franken als Mittelzentrum ausgewiesen und

ist die Kreisstadt des Hohenlohekreises. Darliber hinaus verfugt die Stadt Giber eine reichhaltige

Ausstattung an Infrastruktur- und Kultureinrichtungen. Durch die ortsansassigen Weltmarktfirmen
ist die Stadt auch ein wichtiger Wirtschaftsstandort.

Die wichtigste Verkehrsanbindung in der Stadt ist die BundesstraRe 19, welche vom nérdlich ge-
legenen Bad Mergentheim nach Siiden in Richtung Schwabisch Hall und Gaildorf fihrt und Kin-
zelsau durchquert. Durch die Bundesstral3e B 19 ist zudem ein Anschluss an die Bundesautob-
ahn A 6 gewahrleistet.

T

Bild 1: Ubersichtsplan Geltungsbereich (unmaRstéblich)

STANDORT
LAGE DES PLANGEBIETES

Das Plangebiet liegt im Innenstadtgebiet der Kernstadt, nordwestlich der Altstadt und sudlich des
Kochers, ca. 350 m Luftlinie vom Rathaus entfernt auf ca. 215 m G. NN.

TOPOGRAPHIE

Die Landschatt ist im Planungsbereich von dem Kochertal gepragt. Das Plangebiet selbst ist na-
hezu eben und fallt leicht von Stiden nach Norden mit einem Gefélle von 0,5% bis 2 % ab.

GEOLOGIE / BODEN

Der Geologische Untergrund wird von den Gesteinsschichten des unteren Muschelkalkes ge-
pragt, der an den steil ansteigenden Talflanken aufgeschlossen ist. In der Talaue und im Pla-
nungsraum wird der Muschelkalk durch quartare Sedimente, die durch den Kocher abgelagert
worden sind, Uberlagert. Die quartaren Sedimente werden durch Kocherkiese bzw. Kochersan-
de, die von Auelehm Uberlagert werden, aufgebaut. Im Gebiet ist weiter auch mit anthropogenen
Auffullungen zu rechnen.

Der Boden wird im Plangebiet von wechselnd tonig-sandigem Schluff gepragt, welcher lokal
schwach kalkhaltig ist. Der Auelehm bildet eine Deckschicht, die in der Regel sehr dicht ist und
Wasser stauend wirkt.
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2.0

GELTUNGSBEREICH UND GRUNDBESITZVERHALTNISSE

Das Plangebiet betrifft die Flurstlicke 1780, 1799/4 und 1801 sowie Teilflachen des Flurstuicks
208 (LindenstralRe).

Siehe dazu den Ubersichtplan auf Seite 3.

Die Flachen des Plangebiets sind in Privateigentum.

GROSSEN
Der Geltungsbereich beinhaltet folgende Flachen:
Bruttoflache ca. 0,93ha
Bestand
Bestehender Siedlungsbereich ca. 0,83ha
Hausgarten ca. 0,10 ha

Bestand Planung (BPL ,Hindenburgstral’e — Lindenstralie)

Mischgebiet ca. 0,82ha

Verkehrsflache ca. 0,11 ha
Planung

Kerngebietsflache, geplant ca. 0,83 ha

Wohngebietsflache, geplant ca. 0,10 ha

ERFORDERNIS DER PLANUNG

Die Stadt Kiuinzelsau hat aufgrund ihrer landschatftlich reizvollen Lage in Verbindung mit den sehr
guten wirtschaftlichen Voraussetzungen aufgrund der ortsansassigen Unternehmen grundséatz-
lich eine sehr gute Standortqualitat fir Wohn- und Gewerbeansiedlungen.

Aufgrund der Standortaufgabe der Firma Mustang und des zwischenzeitlich erfolgten Verkaufs
des Mustang-Areals werden Gebdude und Flachen in der Innenstadtlage frei. Um die Entste-
hung einer Gewerbebrache zu verhindern, ist eine stadtebauliche Neuordnung dieses Bereichs
erforderlich. Hierbei steht die Realisierung von neuen Gebauden fir innenstadttypische bzw. er-
ganzende Nutzungen im Fokus.

Die Konzeption fur die Nachnutzung sieht verschiedene Bausteine fiir das Areal vor.

Angedacht sind ein Lebensmittelmarkt sowie ein Fachmarkt, welche die Versorgungs- und Ein-
kaufssituation in der Innenstadt verbessern sollen. Erganzend zu den Einzelhandelsnutzungen
sollen Mikroapartments (Wohnheim) entstehen. Nutzer der Mikroapartments sind Personen,
welche sich in Aus-, Weiterbildung (z.B. Studium etc.) und in abhéngiger Beschéftigung (z.B. Be-
rufspendler) befinden und bezahlbaren Wohnraum suchen. Zuséatzlich soll ein Hotel mit Serviced
Apartments entstehen und in Kombination mit dem Einzelhandel und den Mikroapartments ein
ganz neues Quartier in der Stadt bilden.

Ein weiteres Ziel der Planung ist die Schaffung von Baumdéglichkeiten durch eine Veranderung
des bestehenden Baufensters auf Flurstiick Nr. 1801. Dadurch wird durch die vorbereitete M6g-
lichkeit zur Nachverdichtung ebenfalls den Zielen des flachensparenden Bauens Rechnung ge-
tragen. Die nicht mehr den aktuellen Anforderungen entsprechenden Festsetzungen des derzeit
rechtskraftigen Bebauungsplans ,HindenburgstralRe-Lindenstrale” sollen in diesem Zuge ange-
passt werden. Insbesondere die im derzeit rechtskraftigen Bebauungsplan vorgesehene Fortfuh-
rung der ,Hindenburgstrae“ mit Anschluss an die ,Lindenstrafe wurde nie hergestellt und ist
auch zukunftig nicht mehr erforderlich bzw. gewtinscht. Siehe dazu den Planausschnitt (Bild 4)
des Bebauungsplans unter Kapitel 3.3.

Durch die Planung sollen die planungsrechtlichen Grundlagen fir die Bebauung unter dem As-
pekt einer stadtebaulich geordneten Entwicklung im Sinne der heutigen Anforderungen geschaf-
fen werden. Da sich das Plangebiet im Innenbereich befindet kann der Bebauungsplan im Sinne
des § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung durchgefiihrt werden.
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RECHTSVERHALTNISSE

ZIELE DER RAUMORDNUNG

Im Regionalplan 2020 der Region Heilbronn — Franken, genehmigt am 27.06.20086, ist die Stadt
Kinzelsau als Mittelzentrum im landlichen Raum definiert. Die Stadt liegt an einer regionalen
Entwicklungsachse, welche als Landesentwicklungsachse vorgeschlagen ist.

Das Plangebiet ist als bestehende Siedlungsflache fur Industrie und Gewerbe dargestellt. Zudem
ist der Bereich als Standort fuir zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandelsgrof3projekte
ausgewiesen. In der Umgebung des Plangebiets bestehen Siedlungsflachen fir Wohnen und
Mischgebiet sowie fiir Industrie und Gewerbe und weitere Flachen fir zentrenrelevante Einzel-
handelsgro3projekte. Das Plangebiet befindet sich auBerdem an einer Stral3e fiir den tberregio-
nalen Verkehr. Sonstige regionalplanerische Ziele werden von der Planung nicht bertihrt. Siehe
dazu Bild 2 unten.

Bild 2: Ausschnitt Regionalplan Bild 3: Ausschnitt Flachennutzungsplan

FLACHENNUTZUNGSPLAN (FNP)

Fur die Stadt Kiinzelsau gilt die 6. Fortschreibung des Flachennutzungsplans fir die vereinbarte
Verwaltungsgemeinschaft ,Kiinzelsau / Ingelfingen®, verbindlich seit 16.12.2016.

Dieser Flachennutzungsplan enthélt fur die Flachen des Plangebiets die Darstellung als gewerbli-
che Bauflache (G) und gemischte Bauflache (M).

Im Umfeld des Plangebiets bestehen nérdlich angrenzend gewerbliche Bauflachen, éstlich und
sudlich angrenzend gemischte Bauflachen sowie westlich angrenzend Wohnbauflachen (W).
Siehe dazu Bild 3 oben.

Einordnung in die Vorbereitende Bauleitplanung

Der geplante Bebauungsplan weicht von den Darstellungen des Flachennutzungsplanes ab. Statt
der bisherigen Darstellung als gewerbliche Bauflache und gemischte Bauflache soll eine Wohn-
bauflache und eine gemischte Bauflache ausgewiesen werden. Da sich die Flache zwischen den
umgebenden Siedlungsbereichen befindet, ist die stadtebaulich geordnete Entwicklung des
Stadtgebietes dadurch nicht beeintrachtigt.

Da das Verfahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB durchgefiihrt
wird, soll der Flachennutzungsplan im Wege der Berichtigung an die Festsetzungen des kiinftigen
Bebauungsplanes angepasst werden.

Berichtigung des Flachennutzungsplans

Im beschleunigten Verfahren kann nach § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ein Bebauungsplan, der von
Darstellungen des Flachennutzungsplans abweicht auch aufgestellt werden, bevor der Flachen-
nutzungsplan geandert oder ergénzt ist. Der Flachennutzungsplan soll im Wege der Berichtigung
an die Festsetzungen des kinftigen Bebauungsplanes angepasst werden (8 13 a Abs. 2 Nr. 2
BauGB). Bei der Berichtigung handelt es sich um einen redaktionellen Vorgang, auf den die Vor-
schriften Uber die Aufstellung von Bauleitplanen keine Anwendung finden; insbesondere bedarf
es keiner ortsiiblichen Bekanntmachung. Es bedarf keiner Genehmigung des Vorgangs wie es
bei einer Anderung des Flachennutzungsplans (etwa im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3
BauGB) erforderlich ware.
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3.4

BEBAUUNGSPLANE

Fur den Geltungsbereich besteht der seit 16.03.1971 rechtsverbindliche Bebauungsplan ,Hinden-
burgstralle — LindenstraRe®. Dieser setzt fiir den nordlichen Bereich des Plangebiets ein Mischge-
biet mit einer 4-geschossigen Bebauung mit einer Grundflachenzahl GRZ von 0,4 und einer Ge-
schossflachenzahl GFZ von 1,1 fest. Als Dachform sind ausschlie3lich Flachdéacher zulassig.

Im 6stlichen und stidwestlichen Bereich des Plangebiets ist ebenfalls ein Mischgebiet festgesetzt.
Die GRZ ist mit 0,4 und die GFZ mit 1,0 definiert. Als Dachform sind Flachdéacher, Satteldacher und
Walmdéacher zulassig. Am westlichen Rand des Plangebietes ist zudem eine 6ffentliche Verkehrs-
flache (Hindenburgstral3e) festgesetzt.

Westlich an das Plangebiet angrenzend ist ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Zulassig sind
hier drei Vollgeschosse mit einer GRZ von 0,4 und einer GFZ von 1,0 sowie eine offene Bauweise.
Als Dachform sind Satteldacher und in einem Teilbereich auch Walmdacher zulassig.

Nordlich grenzt eine dffentliche Verkehrsflache (Lindenstral3e) an das Plangebiet an. Im Anschluss
an die Verkehrsflache ist ein Gewerbegebiet mit einer offenen Bauweise festgesetzt. Zulassig sind
im Gewerbegebiet drei Vollgeschosse, eine GRZ von 0,8 sowie eine GFZ von 2,0. Als Dachform
sind Flachdacher und Satteldacher zulassig. Siehe dazu auch Bild 4.

Fur den gesamten Innenstadtbereich besteht zudem der Bebauungsplan ,Vergnigungsstatten, In-
nenstadt Kiuinzelsau®, rechtskraftig seit 15.02.1992, welcher die Zulassigkeiten von Vergnugungs-
statten in diesem Bereich regelt. Allgemein unzuldssig sind dabei Automatenspielhallen und Spiel-
hallen mit Gewinnmdglichkeiten sowie Schank- und Speisewirtschaften, mit mehr als finf Spielgera-
ten.

o Mischgebiete (56 BauNV0)
m Gewerbegebiete (58 BauNvO)

Bild 4: Ausschnitt rechtsverbindlicher Bebauungsplan ,Hindenburgstral3e — Lindenstral3e”

SONSTIGE FACHPLANUNGEN

Biotope, Naturdenkmale sowie Natur- und Landschaftsschutzgebiete sind innerhalb des Plangebiets
nicht vorhanden.

Das Plangebiet liegt im Talbereich des Kochers und befindet sich gemaf der Hochwassergefahren-
karte (HWGK) des Landes Baden-Wirttemberg im Bereich des Extrem-Hochwassers (HQEXTREM).
Durch entsprechende Schutzeinrichtungen entlang des Kochers liegt das Plangebiet jedoch nicht im
Bereich des 100-jahrlichen Hochwassers (HQz1o00) und kann daher ohne Auflagen (Retentions-
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raumausgleich etc.) bebaut werden.

Ostlich grenzt die ,Konsul-Uebele-StraRe“ an den Geltungsbereich an, welche als Bundesstralke
B 19 klassifiziert ist. Weiter besteht auf einer Teilflache des Plangebiets eine Altlast, der “Altstandort
AS Homberg“ (Nr. 000418).

Sonstige Fachplanungen sind nicht bekannt.

BESTAND INNERHALB UND AUSSERHALB DES GELTUNGSBEREICHES

Bestand innerhalb des Geltungsbereiches

Das Plangebiet ist durch die Nutzung als Fabrikgelande nahezu vollstandig durch Gewerbebauten,
Parkplatze und Hofflachen versiegelt. Lediglich am westlichen Rand besteht ein schmaler Gehdlz-
streifen auf Fist. Nr. 1797/1. In diesem Bereich besteht zudem ein Gartenhaus samt Garage, welche
sich jedoch nur etwa zur Halfte auf dem Grundstlick des Mustang-Areals befindet. Der Uberwiegen-
de Bereich des Geltungsbereichs wird von der Bebauung der Firma Mustang, insbesondere durch
eine 3-4-geschossige Produktionshalle, dominiert. Daran angegliedert bestehen noch Verwaltungs-
bauten sowie eine Leichtbau-Lagerhalle auf dem Areal, welche als eine Art Hangar ausgefihrt ist.
Die Produktionshalle der Firma Mustang grenzt dabei im Osten und Sudosten direkt ohne Abstand
an die Grundstticksgrenzen zu den Flurstiicken 1779 und 1780 an. Im dstlichen Bereich des Plan-
gebietes besteht in Zuordnung zur ,Konsul-Uebele-Stralle” eine ehemalige Mosterei, welche derzeit
als Geschéftshaus genutzt wird. Das ehemalige Mostereigebaude tberbaut im Bereich der ,Konsul-
Uebele-StralRe“ den dort verlaufenden Gehweg, welcher sich auf einem Privatgrundstiick befindet,
mit einer eingeschossigen Arkade im Erdgeschoss. Uber der Arkade im Erdgeschoss springt das
Gebaude dann mit seinem Ober- und Dachgeschoss bis auf die Grenze der ,Konsul-Uebele-StralRe
vor. In Zuordnung zur ,Lindenstral3e“ besteht zudem ein weiteres Geschéaftshaus und Hofflachen,
welche als Stellplatze genutzt werden. An der Nordfassade des Fabrikgeb&udes der Firma Mustang
befindet sich zudem eine hauseigene Trafostation, welche in das Gebaude integriert ist. Am nordli-
chen Rand des Geltungsbereichs befinden sich Teilflachen der ,Lindenstral3e” innerhalb des Gel-
tungsbereichs.

Hinsichtlich der Nutzung und des Versiegelungsgrades bildet das FlIst. Nr. 1801, welches sich im
sudwestlichen Bereich des Plangebietes befindet und als Garten genutzt wird, eine Ausnahme in-
nerhalb des Geltungsbereichs. Abgesehen von einer kleinen Gartenhitte bestehen hier ausschliel3-
lich Rasen, Baume und Gehdlze.

Bestand auf3erhalb des Geltungsbereiches

Nordlich grenzt die ,Lindenstral3e® an das Plangebiet an. Direkt vis-a-vis bestehen gewerbliche Nut-
zungen mit einem Reisebusunternehmen samt Reisebiiro und einem Postamt der Deutschen Post
AG. Weiter bestehen nordéstlich des Geltungsbereichs noch die Feuerwache der freiwilligen Feu-
erwehr und nordwestlich teilweise etwas altere aber auch neu errichtete Geschosswohnungsbauten
mit bis zu sechs Geschossen. Nordlich des Plangebietes, in ca. 130 m Luftlinie entfernt, verlauft der
Kocher. Ostlich grenzt die ,Konsul-Uebele-StraRe* an den Geltungsbereich an, welche als Bundes-
straRe (B19) klassifiziert ist. Im Ubergangsbereich zwischen der ,Konsul-Uebele-Stralte“ und der
.Lindenstralle” entsteht derzeit ein neues Wohnquartier, welches eine geschlossene, blockrandarti-
ge Bebauung mit 4 Geschossen entlang der ,Konsul-Uebele-Strale” und der ,Lindenstralle” vor-
sieht. Sudlich an das neue Wohnquartier schliel3t direkt eine Kfz-Werkstatt an. Weiter dstlich be-
steht, in unmittelbarer Nahe zum Plangebiet, die Altstadt der Stadt Kiinzelsau. Sidlich grenzen Ein-
richtungen der Evangelische Kirchengemeinde Kiinzelsau (Konsul-Uebele-Stral3e 19 / Australie 6)
sowie eine Einfamilienhausbebauung mit Garten (Austral3e 8) an den Geltungsbereich an. Stdlich
bzw. siidwestlich besteht die Agentur fir Arbeit (Australe 10/1) sowie das Museum der Firma Mus-
tang (AustraBe 10). Weiter siidlich besteht tiberwiegend Wohnnutzung in Form von Einfamilienh&u-
sern und kleineren Mehrfamilienhdusern. Die Grundstiicke weisen dabei insgesamt eine tGiberwie-
gend gute Durchgrinung mit Hausgarten auf. Im sudlichen Bereich verlauft zudem die AustralRe
zwischen der im Osten verlaufenden ,Konsul-Uebele-Straf3e“ und der im Sudwesten verlaufenden
»Hindenburgstralle®. Im Westen bestehen ebenfalls Wohnnutzungen und Hausgarten sowie ver-
schiedene o6ffentliche Einrichtungen wie die Stadthalle, die ,Georg-Wagner-Schule®, die ,Brider-
Grimm-Schule® und das Hallenbad , TollKiin“. Zudem besteht in diesem Bereich die Firma Ziehl-
Abegg.
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5.2

ERLAUTERUNGEN ZUR PLANUNG
ALLGEMEINES

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen fir die Ausweisung der
dringend erforderlichen Bauflachen in der Innenstadt von Kiinzelsau fiir eine sinnvolle Nachnut-
zung der Flachen unter dem Aspekt einer stadtebaulich geordneten Entwicklung.

Wie bereits in Kap. 2.0 erlautert, soll innerhalb der bestehenden innerértlichen Entwicklungsfla-
che im Innenstadtbereich das geplante Wohn- und Kerngebiet entwickelt werden. Dazu wurde
auf Grundlage des Bestandes und der ermittelten Konflikte, Zwangspunkte und Restriktionen ein
Nutzungskonzept entwickelt. Die Ergebnisse dieser stédtebaulichen Voruberlegungen sind nach
Diskussion von Investoren, Planern, Verwaltung und Gemeinderat in die weiteren Planungen ein-
geflossen. Die Planung dient insbesondere der Wiedernutzbarmachung einer abgehenden Ge-
werbeflache am Rand der Innenstadt von Kiinzelsau. Mit der Neubebauung werden kerngebiets-
typische Nutzungen vorgesehen, die im Erdgeschoss nahversorgungsrelevanten Einzelhandel
(Lebensmittel, Fachmarkt) vorsehen und in den Obergeschossen Wohnen fir verschiedene Per-
sonengruppen. Damit entsteht eine interessante Funktionsmischung, die Leben ins Quartier
bringt und die Nachfrage nach Wohnraum fiir Studenten und Pendler usw. bedienen kann. Unter
Berticksichtigung des hohen Einpendleriberschusses von ca. 6.800 Mitarbeitern (Stand 2018),
den groRRen wirtschaftlich starken Firmen am Standort sowie der Hochschule besteht insbesonde-
re fur Studenten und Berufspendler eine sehr hohe Nachfrage, insbesondere nach kleinen Woh-
nungen. Dies zeigt sich auch zunehmend in den sehr hohen Mietpreisen in Kiinzelsau und Um-
gebung.

Daher sind die wichtigsten Aspekte der Planung:

- Verhinderung stadtebaulicher Missstéande durch die fast vollstandige Aufgabe der gewerb-
lichen Nutzung im Quatrtier,

- Schaffung angemessener, moderner Baumaoglichkeiten unter Berlicksichtigung der Um-
gebungsbebauung und des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden,

- Berlicksichtigung der stadtebaulichen Belange,

- Schaffung einer interessanten Funktionsmischung von Einzelhandels- und Dienstleis-
tungsflachen in Kombination mit Wohnen,

- Sicherung der Nahversorgung im Stadtinnenbereich,
- Erreichung einer angemessenen stadtebaulichen Dichte,

- Anschluss an die Verkehrserschliel3ung tber die ,Lindenstralle®, die ,Konsul-Uebele-
StralRe®, die ,AustralRe“ und die ,Hindenburgstralle®,

- Berticksichtigung der topografischen Verhéltnisse,

- Berticksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange,
- sinnvolles Regenwassermanagement,

- Gebaude mit Nutzung regenerativer Energien.

Unter diesem Aspekt ist die Aufstellung dieses Bebauungsplanes erforderlich. Durch die Planung
sollen die planungsrechtlichen Grundlagen fiir die Bebauung vor dem Hintergrund einer stadte-
baulich geordneten Entwicklung geschaffen werden.

ERSCHLIESSUNG / VERKEHR

Die verkehrliche ErschlieRung des Kerngebietes erfolgt von den bestehenden Stral3en ,Linden-
strafRe” im Norden und ,Konsul-Uebele-StraRe” im Osten aus. Die ,Lindenstral3e” schliel3t 6stlich
an die ,Konsul-Uebele-StraRe“ an, welche als Bundesstrale (B 19) klassifiziert ist. Uber die B 19
ist das Plangebiet damit auch an den Uberregionalen Verkehr angebunden. Da durch die intensi-
ve Nutzung des Quartiers mit Einzelhandel und Wohnen gegeniber der bisherigen Nutzung ein
gréRReres Verkehrsaufkommen zu erwarten ist, wurde zu den verkehrlichen Auswirkungen der
Planung vom Buro BS-Ingenieure, Ludwigsburg mit Datum vom Juni 2019 ein Gutachten ausge-
arbeitet, das dem Bebauungsplan als Anlage 4 beigefiigt ist. Die Untersuchungen kamen dabei
zu den im Prognose-Planfall 2035 erreichbaren Verkehrsqualitdten zu dem Ergebnis, dass die
von der Planung belasteten Knotenpunkte auch nach Realisierung der geplanten Nutzungen, ein-
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schlieBBlich dem projektierten Mehrverkehr, in ihrem heute bestehenden Ausbauzustand leistungs-
fahig betrieben werden kdnnen. Die Knotenpunkte Konsul-Uebele-Straf3e/ Lindenstraf3e sowie
Konsul-Uebele-Stral3e/ Austral3e weisen weiterhin zufriedenstellende bis gute Verkehrsqualitaten
auf. Ausbaumaf3nahmen sind nicht erforderlich. Die Knotenpunkte kénnen auch zukunftig im
freien Verkehrsablauf, d.h. ohne Lichtzeichenanlagen betrieben werden.

Das geplante Wohngebiet wird Uber die siidlich und siidwestlich bestehenden Stralen ,Hinden-
burgstral’e” und ,Australle“ erschlossen. Damit bestehen fiir das Plangebiet mehrere Anbindun-
gen an das ortliche bzw. Uberdrtliche StralRennetz.

Im Bereich der ,Konsul-Uebele-Stralle” und der ,Lindenstralle” ist ein Ausbau des bestehenden
Gehwegs auf eine Breite von ca. 2,0 m vorgesehen, um die fu3laufige Anbindung des Quartiers
an die Innenstadt zu verbessern und aufzuwerten. In diesem Zuge soll auch der auf Flst. Nr. 1780
entlang der ,Konsul-Uebele-Stralke“ verlaufende Gehweg als offentliche Verkehrsflache festge-
setzt und dadurch zukiinftig gesichert werden. Momentan verlauft dieser Gehweg tber ein Privat-
grundstick. Das Gebaude ,Konsul-Uebele-StraRe Nr. 21* iberbaut den Gehweg derzeit mit einer
Arkade.

Aufgrund der Grundstiickszuschnitte und der geplanten Nutzungsdichte ben6étigt die Planung
keine zusatzlichen ErschlieBungsstral3en. Die Innere Erschlie3ung erfolgt auf den Privatgrund-
stiicken. Das Flurstiick 1780 (Konsul-Uebele-Stral3e 21), das im Bebauungsplan mit MK3 fest-
gesetzt ist, ist im derzeitigen Bestand nur Giber die Konsul-Uebele-StralRe erschlossen. Daher ist
bei den derzeitigen Grundstiicksverhaltnissen dort ein Zu- und Abfahrtsverbot nicht mdglich,
welches zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf der Konsul-Uebele-Stral3e férderlich wére.
Derzeit besteht dort eine Umfahrt um das bestehende Gebaude mit entsprechender Ein- und
Ausfahrt nordlich und sudlich des Geb&audes. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass auch das
sudlich angrenzende Grundstiick der Evangelischen Kirchengemeinde Kiinzelsau (Konsul-
Uebele-Stral3e 19) eine Zu- und Abfahrt Gber die Konsul-Uebele-Stral3e hat. Die bei einer Ver-
anderung der derzeitigen Situation muss daher die ErschlieBungssituation spater im Detail mit
den Fachbehdérden abgestimmt werden.

Grundsatzlich sind, auch wenn dies im vorliegenden Fall aufgrund der bestehenden Stral3en in
erster Linie nicht erforderlich ist, notwendige Angleichungen des Gelandes bis zu 1,50 m Tiefe
entlang der geplanten 6ffentlichen Verkehrsflache auch ohne Einzeichnung im Lageplan zuldssig,
um die Herstellung der StraRen gewahrleisten zu kénnen.

Sudlich des Plangebietes, etwa 50-100 m Luftlinie entfernt, besteht in der ,Australle” die Bushal-
testelle ,Evangelisches Gemeindehaus®. Die Haltestelle wird von den Stadtbuslinien 21, 24, 26
und 30 angedient. Durch die Buslinien ist das Plangebiet sowohl an die stadtischen Gebiete wie
auch an die Bahnhofe der Stadte Schwabisch Hall und Waldenburg angebunden. Somit wird eine
regionale und Uberregionale Verkehrsanbindung gewéahrleistet.

FESTSETZUNGEN

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Das Baugebiet ist gemaf den planerischen Zielen in einem kleineren Bereich im Stdwesten als
allgemeines Wohngebiet (WA) sowie im Uberwiegenden Bereich als Kerngebiet (MK) festgesetzt.
Das Kerngebiet ist zudem aufgrund der unterschiedlichen Anforderungen und stadtebaulichen
Ziele in verschiedene Nutzungsbereiche (NB1, NB2 und NB3) unterteilt. Dies unter Beriicksichti-
gung der bestehenden umgebenden Strukturen, der vorgesehenen Nutzungen, der Lage zur an-
grenzenden Wohnbebauung und den &rtlichen Gegebenheiten.

Das allgemeine Wohngebiet soll schwerpunktmafig dem Wohnen dienen. Daher sind unter Be-
riicksichtigung der planerischen Ziele (siehe Kap. 5.1) gem. § 4 (3) BauNVO ,Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes” und ,sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe® nur ausnahmsweise zu-
gelassen. Die weiteren ausnahmsweise zulassigen Nutzungen des § 4 (3) BauNVO sind unter
Berlcksichtigung der Flachenbeanspruchung sowie deren negativen Auswirkungen und Konflikt-
potentiale hier im Zusammenhang mit der vorhandenen und geplanten Wohnnutzung nicht zul&s-
sig. Aufgrund der zentralen Lage des Plangebiets sind im WA jedoch die Nutzungen nach § 4 (2)
BauNVO allgemein zuléssig.

Im Kerngebiet sind die nach § 7 (2) BauNVO allgemein zulassigen Nutzungen ,Vergnigungsstat-
ten“ und ,Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhdusern und GroRgaragen®“ sowie die nach

§ 7 (3) Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zulassigen ,Tankstellen“ aufgrund deren Flachenbean-
spruchung und Konfliktpotentiale nicht zulassig. Der Ausschluss von Vergniigungsstatten ent-
spricht dabei auch dem Bebauungsplan ,Vergnigungsstatten, Innenstadt Kiinzelsau® (Vergni-
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gungsstattensatzung), dessen Festsetzungen nachrichtlich im Bebauungsplan ,Mustang-Areal*
Ubernommen werden (siehe Ziffer 3.1 des Textteiles). Einzelhandelsbetriebe sind unter Beriick-
sichtigung der grundsétzlichen Ziele der Stadtentwicklung im Kerngebiet allgemein zuléssig. Auf-
grund der Aussagen des derzeit in Aufstellung befindlichen Einzelhandelskonzeptes des Biros
Dr. Donato Acocella (Entwurf) sowie insbesondere hinsichtlich der gewinschten Nutzungsmi-
schung mit Kleinwohnungen und Appartements fur Studenten, Arbeitnehmer usw. sind Einzel-
handelsbetriebe aus stadtebaulichen Grinden nur im Erdgeschoss zugelassen. Dadurch ist der
Ausschluss von Einzelhandel in den oberen Geschossen erforderlich und ebenfalls stadtebaulich
begriindbar. Dies entspricht auch der Typik des Kerngebiets. Auf eine unter rechtlichen Aspekten
kritisch zu sehende Verkaufsflachenbegrenzung wird in Abstimmung mit den Raumordnungsbe-
horden nicht festgesetzt. Durch die vorgesehene Begrenzung der Zulassigkeit sind die raumord-
nerischen Belange nicht beeintrachtigt. Siehe zum Thema ,Einzelhandel® auch die weiteren Aus-
fuhrungen in Kap. 6.2.1 der Begriindung.

Hinsichtlich der oben beschriebenen unterschiedlichen Anforderungen und stadtebaulichen Zie-
len ist das Kerngebiet in Nutzungsbereiche aufgeteilt, welche die jeweils zuldssigen Nutzungen
gem. § 7 BauNVO regeln. Innerhalb des Nutzungsbereichs 1 (NB1) soll aufgrund der angrenzen-
den Nutzungen und stadtebaulichen Ziele eine intensivere Wohnnutzung ermdglicht werden. Da-
her sind im NB1 Wohnungen gem. 8 7 (2) Nr. 7 i.V.m. 8 7 (4) Nr. 1 BauNVO zulassig, jedoch nur
oberhalb der Erdgeschosszone, um hier eine Durchmischung mit den anderen Nutzungen des
Kerngebiets zu erzielen. Hinsichtlich der vorgesehenen gewerblichen Nutzungen sind im Nut-
zungsbereich 2 (NB2) Wohnungen gem. § 7 (2) Nr.7 und (3) Nr. 2 nicht zulassig. Im Nutzungsbe-
reich NB3 sind hinsichtlich der verkehrlichen Aspekte nur ausnahmsweise Wohnungen gem. § 7
(3) Nr. 2 oberhalb des 1. Obergeschosses zulassig. Damit erfolgt innerhalb des Kerngebietes ei-
ne Gliederung der méglichen Wohnnutzung, welche der Umgebungsbebauung und den Zielen
der Durchmischung des Plangebiets als Kerngebiet Rechnung tragt.

Als Maf3 der baulichen Nutzung sind im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse sowie eine
Grundflachenzahl festgesetzt.

Zur Gewabhrleistung der stadtebaulichen Ziele sind im WA aufgrund der vorgesehenen Baumadg-
lichkeiten fur Mehrfamilienhduser maximal 3 Vollgeschosse festgesetzt. Im MK1 und MK2 sind
maximal 4 Vollgeschosse zulassig, wodurch eine stadtebaulich angemessene Ausnutzung er-
reicht wird, die sich auch in die bestehende Umgebungsbebauung bzw. die umgebenden Nutzun-
gen einflgt. Auf die urspringlich vorgesehene stadtebauliche Dominante im 6stlichen Bereich an
der Konsul-Uebele-StralRe (MK3) wird unter Beriicksichtigung der angrenzenden Innenstadt ver-
zichtet. Dabei soll eine Konkurrenz zur siidéstlich gelegenen Johanneskirche vermieden werden.
Der geplante Kopfbau als Ersatz fur das bestehende Gebaude Konsul-Uebele-StralRe 21 soll sich
an der Hohenentwicklung auf dem Mustang-Areal orientieren. Dazu sind dort maximal 3 Vollge-
schosse festgesetzt, die mit einem zuséatzlich zulassigen zuriickgesetzten Staffeldachgeschoss
bis zur maximal festgesetzten Gebaudehdhe (HB1) auf dem Mustang-Areal ergénzt werden darf.
Hinsichtlich der groRen stadtebaulichen Bedeutung des Standortes, muss ein dort mdgliches
neues Gebaude auf die exponierte und gleichzeitig sensible stadtebauliche Situation im Span-
nungsfeld am Rand der Innenstadt eingehen. Daher ist unter Berticksichtigung der stadtebauli-
chen Situation mit Lage an der Hauptverkehrsachse Konrad-Uebele-Stral3e und angrenzend an
die Innenstadt fir den geplanten Baukdrper eine ansprechende Gestaltung zwingend erforderlich.
Im Rahmen des erforderlichen Baugenehmigungsverfahrens sollte daher der Gestaltungsbeirat
der Stadt Kiinzelsau die architektonische und stadtebauliche Einordnung des Bauvorhabens ein-
gehend begleiten.

Fur die verschiedenen Bereiche des Plangebiets sind hinsichtlich der gewiinschten Nutzung und
Dichte unterschiedliche Grundflachenzahlen festgesetzt. Im WA ist in Verbindung mit der ge-
winschten verdichteten Bauweise die GRZ mit 0,4 und somit die Obergrenze der BauNVO fest-
gesetzt, um diesem Ziel auch planungsrechtlich zu entsprechen. Im MK1 und MK3 ist die GRZ
hinsichtlich der gewiinschten Dichte und Nutzungsmischung im Zusammenhang mit der Grund-
stlicksgrof3e und der Bebaubarkeit mit 0,8 bzw. 0,9 festgesetzt. Durch den Ricksprung der Bau-
grenze im Zusammenhang mit der stadtebaulich gewtinschten Auflockerung entlang der ,Linden-
stralRe” wurde die GRZ im MK2 in Verbindung mit der Grundstticksgrof3e mit 0,5 festgesetzt. Hin-
sichtlich der im Kerngebiet zu erwartenden bzw. zuldssigen Nutzungen kann im MK die Grundfla-
che fir Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einer GRZ von 1,0 erh6ht werden, um auch die
entsprechenden ErschlieBungs- und Parkierungsanlagen herstellen zu kénnen. Durch die festge-
setzten Grundflachenzahlen kann insgesamt eine hohe Dichte im Plangebiet erreicht werden, die
im Rahmen des gesetzlichen Anspruchs auch einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden
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erfiillt. Hinsichtlich der zwingenden Begriinung von Flachdachern, der Erdiiberdeckung der
Tiefgaragen von mind. 30 cm mit intensiver Begriinung und der erforderlichen wasserdurchléssi-
gen Belage fir Stellplatze sind dadurch, auch im Vergleich zum Bestand, nur geringfligig gro3ere
Auswirkungen auf die Belange der Schutzguter Boden und Wasser zu erwarten.

Im WA ist eine offene Bauweise festgesetzt, um hier die gewlinschte verdichtete Bebauung un-
eingeschrankt zu ermdglichen. Im MK1 ist ebenfalls eine offene Bauweise festgesetzt, jedoch als
abweichende Bauweise (al) mit einer zulassigen Gebaudelange tiber 50 m, um hinsichtlich der
gewlinschten Verdichtung in Verbindung mit der zulassigen Grundflachenzahl und der Grund-
stiicksgrofie den groRtmoglichen Gestaltungsspielraum und gleichzeitig die optimale Ausnutzung
des Grundstiicks zu ermdglichen. Dabei ist zum MK2 hin auch eine geschlossene Bauweise zu-
l&ssig, die ggf. auch die Larmauswirkungen von Norden gegeniiber den sudlich angrenzenden
Nutzungen reduziert. Im MK 2 ist in Anlehnung an das derzeit bestehende Gebaude eine abwei-
chende Bauweise (a2) als teilweise geschlossene Bauweise festgesetzt. Dabei sind auch Ge-
baudelangen Uber 50 m zulassig. Allerdings darf dort zum MK1 und MK3 hin (westlich und 6st-
lich) maximal bis zur Hohenbeschrankung HB1 sowie zur stdlichen Grundstiicksgrenze nur bis
zur Hohenbeschrankung HB2 auf die Grenze gebaut werden. Im MK3 ist ebenfalls eine abwei-
chende Bauweise (a3) festgesetzt, welche je nach Gestaltungswunsch eine teilweise geschlos-
sene Bauweise an der westlichen Grenze zum MK2 oder eine offene Bauweise erméglicht. Damit
wird unter Berlcksichtigung der in Kap. 5.1 genannten Gesichtspunkte den stadtebaulichen Zie-
len Rechnung getragen. Siehe dazu auch die Ausfiihrungen zu den 6rtlichen Bauvorschriften un-
ter Kapitel 5.3.2 der Begriindung und Ziffer 2.2 im Textteil zum Bebauungsplan.

Die festgesetzten tiberbaubaren Grundsticksflachen sind durch Baugrenzen ausgewiesen, so-
dass den Bauherren ein grofRer Gestaltungsspielraum fur eine individuelle Bebauung der Grund-
stiicke ermoglicht wird. Zudem sind diese so festgesetzt, dass die stadtebaulichen Gestaltungs-
zZiele erreicht werden kénnen — insbesondere durch den Ricksprung im dstlichen Bereich entlang
der ,LindenstralRe®, um hier eine Auflockerung zu erreichen und die Sichtachse aus 6stlicher
Richtung auf das neue Quartier freizuhalten. Au3erhalb der festgesetzten Baugrenzen sind zu-
dem die der Nutzung zugeordneten Nebenanlagen wie Uberdachte Fahrradstellplatze, Einkaufs-
wagenboxen, usw. zulassig. Hinsichtlich der geplanten Nutzungsart und -dichte kdnnen die fest-
gesetzten Baugrenzen mit Treppenhauser (zweiter Fluchtweg etc.) bis 6,5 m Breite Uberschritten
werden, jedoch ist ein Abstand zur Nachbargrenze mit mindestens 1,5 m einzuhalten, um den
Belangen des Nachbarschutzes entsprechend Rechnung zu tragen.

Die Festsetzungen fur Garagen und Stellplatze sind entsprechend flexibilisiert, so dass diese mit
wenigen Einschrankungen individuell auf den Grundstticken angeordnet werden kénnen. Dabei
sind Garagen im Hinblick auf die Nutzungsart und —dichte in Verbindung mit den Gestaltungszie-
len nur im WA zulassig. Stellplatze sind allgemein zulédssig, um auch dem ruhenden Verkehr in
Verbindung mit der zuldssigen Nutzungs- und Baudichte entsprechend Rechnung zu tragen. Auf-
grund der unterschiedlich festgesetzten Bereiche hinsichtlich der Wohnnutzung ist aus stadtebau-
lichen Griinden bei Gebauden mit mehr als 4 Wohnungen mindestens die Halfte der notwendigen
Stellplatze in einer Tiefgarage herzustellen. Daher sind Tiefgaragen im gesamten Plangebiet all-
gemein zulassig. Mit diesen Festsetzungen wird sowohl den gestalterischen Aspekten im Sinne
der Wohnumfeldqualitéat als auch dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung ge-
tragen. Um zukiinftigen Entwicklungen beziiglich des Themas Elektromobilitdt usw. Rechnung zu
tragen, durfen Stellplatzflachen bis zu einer maximalen H6he von 6 m mit Photovoltaikanlagen
Uberstellt werden.

Aus stadtebaulichen und gestalterischen Grinden sind oberirdische Versorgungsfreileitungen im
Geltungsbereich nicht zulassig. Dies entspricht heute auch nicht mehr dem Stand der Technik.

Weiter sind im Bebauungsplan Manahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft festgesetzt. Diese berlcksichtigen insbesondere die Ergebnisse der
artenschutzrechtlichen Untersuchungen, die in den Anlagen 2.1 bis 2.3 dem Bebauungsplan bei-
geflgt sind. Die MalRnahmen betreffen entsprechende Vorsorgemaflinahmen hinsichtlich der vor-
handenen Fledermauspopulationen und den Brutstatten des Haussperlings, die beim Abriss der
Gebaude bzw. bei der Rodung von Gehdlzstrukturen zu beachten sind. Siehe dazu die weiteren
Ausfuhrungen in Kap. 6.1.

Aufgrund der in der Umgebung vorhandenen Verkehrsstral3en und gewerblichen Nutzungen wur-
den mogliche negative Larmauswirkungen, insbesondere auf die im Plangebiet méglichen Wohn-
nutzungen im Kern- und Allgemeinen Wohngebiet geprift. Hinsichtlich der Stral3enver-
kehrsimmissionen wurden Uberschreitungen der gebietsspezifischen Orientierungswerte der
DIN 18005 festgestellt. Zum Schutz vor schadlichen Larmeinwirkungen auf das Plangebiet wur-
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53.2

den erforderliche SchallschutzmalBnahmen geprift und entsprechend festgesetzt. Dabei wurden
zwar durch den Verkehrslarm auf der Konsul-Uebele-StraRe Uberschreitungen, insbesondere fiir
geplante Wohnnutzungen festgestellt, die jedoch durch entsprechende passive Larmschutzmali-
nahmen gemindert werden kdnnen. Weitere MalRnahmen bericksichtigen die gewerblichen
Larmbelastungen im Plangebiet selbst. Siehe dazu die textlichen Festsetzungen unter Ziffer 1.9
sowie die Schalltechnische Untersuchung des Biiros BS Ingenieure, Ludwigsburg vom 8.8.2019,
die dem Bebauungsplan als Anlage 5 beigefugt ist. Weiter wird auf die Ausfihrungen in Kap.
6.2.3 verwiesen.

Zur Bestimmung der Hohenlage der baulichen Anlagen sind individuell auf die geplanten Stra-
Renhdhen bzw. auf die jeweilige Hohenlage der Baugrundstiicke abgestimmte Erdgeschoss -
RohfuRbodenhdhen festgesetzt, welche die Aspekte eines mdglichen Erdmassenausgleichs auf
den Grundstucken so weit wie moglich berticksichtigen. Diese sind hinsichtlich der individuellen
Planung auf den einzelnen Grundstiicken als Obergrenze festgesetzt. Damit kann auch eine
stadtebauliche Zuordnung der einzelnen Gebaude untereinander gewahrleistet werden. Ggf.
mdgliche negative Auswirkungen bei extremen Hochwasserereignissen sind bei der Festsetzung
der individuellen Erdgeschoss-RohfuRbodenhéhen zu berticksichtigen. Dazu wird auch auf die
textliche Festsetzung unter Nr. 1.14 hingewiesen. Aufgrund der Lage des Plangebiets in einem
Bereich, der bei einem extremen Hochwasserereignis tberflutet werden kann, sind entsprechen-
de bauliche Vorkehrungen gegen Eindringen von Hochwasser zu treffen. Dies sollte insbesonde-
re bei Tiefgaragenzufahrten, Lichtschachten usw. berticksichtigt werden. Nebenanlagen gemaf
§ 14 BauNVO sind aus gestalterischen Griinden nur eingeschrankt zuléssig. Dabei sind Neben-
anlagen zwischen der Baugrenze und der 6offentlichen Verkehrsflache nicht zulassig. Ansonsten
sind diese auch in nicht Uberbaubaren Grundstuicksflachen bis 40 m3 umbauter Raum zulassig.
Die Abstandsflachen im Sinne des § 6 LBO Bad. — Wrttbg. sind einzuhalten.

Festsetzungen zu den grunordnerischen Belangen, wie die Anpflanzung von Baumen und zur
Durchgriinung usw., sind in der Planung integriert. Siehe dazu die Erlauterungen in Kap. 5.3.3.

ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

Die gestalterischen Festsetzungen im Rahmen der drtlichen Bauvorschriften nach § 74 LBO, die
zusammen mit dem Bebauungsplan aufgestellt werden sollen, tragen zur Gewahrleistung einer
ordentlichen Gestaltung der baulichen Anlagen, zur Erreichung einer positiven Gestaltqualitat des
Baugebiets sowie zu einer guten stadtebaulichen Einbindung in das bestehende Ortsbild bei. Da-
bei werden aus stadtebaulichen und gestalterischen Grinden Festsetzungen zur Gestaltung der
Gebaude, von Fassaden, Dachern, Gebaudehdhen, Stellplatzen, den unbebauten Flachen der
Grundstuicke, von Werbeanlagen sowie zur Regenriickhaltung getroffen.

Hinsichtlich der Lage des Plangebiets in Verbindung mit der gewlnschten verdichteten Bebauung
istim WA, wie auch im MK3 bei einer 4-geschossigen Bebauung das oberste Geschoss als zu-
rickgesetztes Staffeldachgeschoss auszubilden. Der Riicksprung ist auf einer Langsseite des
Gebéaudes mit mindestens 30% auszufiihren, damit lediglich ein nicht als Vollgeschoss anre-
chenbares Staffeldachgeschoss entstehen kann. Damit kann insgesamt eine ordentliche Dichte
erreicht werden und gleichzeitig das Bauvolumen der Umgebungsbebauung angepasst werden.
Gebdaude mit geneigten Déachern sind hiervon ausgenommen, da diese Dachneigungen in Ver-
bindung mit dem Staffeldachgeschoss weder stadtebaulich attraktiv wéren, noch den nétigen
Wohnwert hinsichtlich der Nutzbarkeit der Rd&ume bieten wirden.

Vor dem Hintergrund des gestalterischen Anspruchs an die zukinftige Bebauung werden auch
einige Festsetzungen zur Fassadengestaltung getroffen. Dabei sind die im WA und MK3 zulassi-
gen Staffeldachgeschosse von dem darunterliegenden Baukdérper farblich und / oder im Material
abzusetzen, so dass die etwas hohere Wandhdhe gegentber den umgebenden Wohngebauden
abgemildert werden kann und sich die Geb&ude gut in die Umgebung einfigen. Zudem sind re-
flektierende und gldnzende Materialien mit Ausnahme von flachigen Verglasungen zur passiven
Energienutzung nicht zulassig. Damit kann insgesamt eine gute Wohnumfeldqualitat sowie ein
qualitatvoller 6ffentlicher Raum geschaffen werden, wodurch auch dem 6ffentlichen Interesse
hinsichtlich der Gestaltqualitat ausreichend Rechnung getragen wird.

Weitere wichtige Gestaltungselemente der Gebdude mit stddtebaulichen Auswirkungen auf das
Ortsbild sind die Dacher und die Gebaudehdhen. Beziiglich der Dachformen und Dachneigungen
sind fur Hauptgebaude unterschiedliche Gestaltungen moglich, die sich auch in die angrenzen-
den Strukturen einfigen und auch im Bestand wiederfinden. Fur das geplante Baugebiet sind da-
her Flachdacher, Satteldacher mit 25 — 40° Dachneigung sowie Walm- und Krippelwalmdacher
mit 15 — 40° Dachneigung zulassig. Bei Doppelhausern und Hausgruppen sind Dachneigung, -
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form und -deckung einheitlich zu gestalten. Damit wird insgesamt den Anforderungen an eine in-
dividuelle Gestaltung der im Gebiet geplanten Bauvorhaben Rechnung getragen. Hinsichtlich der
verschiedenen Moglichkeiten bezuglich der Dachformen und -neigungen ist die Festsetzung von
angemessenen Héhenbegrenzungen durch maximale Gebaudehohen fir die einzelnen Hausty-
pen erforderlich bzw. wichtig. Siehe dazu unten.

Bei der Farbgebung der Dacher sind aus landschaftsgestalterischen Griinden nur rote, graue und
braune Farbtdne zuldssig. Weiter sind zur Minimierung der negativen Auswirkungen auf das
Ortshild glanzende bzw. reflektierende Materialien, mit Ausnahme fiir flachige Verglasungen der
Dachhaut zur Passiv-Energie-Nutzung usw., nicht zulassig.

Flach- und flachgeneigte Dacher bis 10° Dachneigung missen mindestens extensiv begriint
werden. Dabei ist von einer Substratstarke von mindestens 10 cm auszugehen. Dachflachen die
als Terrassen ausgebildet werden sowie solarthermisch genutzte Dachflachen sind von der Fest-
setzung zur Dachbegriinung ausgenommen, da dies hinsichtlich der Nutzung und des Pflegeauf-
wandes nachteilig wére. Mit Rucksicht auf die Minimierung des Metallgehaltes im Niederschlags-
wasser sind unbeschichtete Metalle (Kupfer, Zink, Titan-Zink und Blei) bei flachigen Dachde-
ckungen, bei Verwahrungen, Dachrinnen oder Fallrohren nicht zulassig. Diese Materialien erho-
hen den Gehalt an Schwermetallen im Dachwasser. Alternativ kdnnen Aluminium, beschichtetes
Zink oder Kunststoffe eingesetzt werden.

Um einer verunstaltenden Art der Anbringung von Solaranlagen auf den Dachern entgegen zu
wirken, sind an Anlagen fir Solarthermie und Photovoltaik gewisse Anforderungen gestellt, die
sich auf die verschiedenen Dachformen beziehen. Dabei sind bei geneigten Dachern tber 15°
Dachneigung keine aufgestéanderten Anlagen zulassig. Bei Flach- und flachgeneigten Dachern
bis 15° sind neben einer maximalen Hohe von 1,00 m tber der Dachflache auch entsprechende
Abstande zum Dachrand einzuhalten. Fir solarthermische Anlagen kdnnen ausnahmsweise Ab-
weichungen von dieser Vorschrift zugelassen werden, da bei diesen Anlagen der Winkel der
Sonneneinstrahlung fur deren Wirkungsgrad eine entscheidende Rolle spielt. Dabei dirfen die
solarthermischen Anlagen maximal 15% der Dachflache und eine Héhe von 1,00 m Uber der
Dachflache nicht Gberschreiten. Damit konnen die Belange flr eine Nutzung der Sonnenenergie
in der Planung so gut als mdglich beriicksichtigt und verunstaltende Auswirkungen weitestgehend
vermieden werden.

Die zulassige Hohe baulicher Anlagen ist in den einzelnen Bereichen aufgrund der stadtebauli-
chen Ziele unterschiedlich festgelegt und orientiert sich dabei am bestehenden Gelénde, den
planerischen Zielen und der Umgebungsbebauung, um eine stadtebaulich geordnete Héhenent-
wicklung der Gebé&ude zu erreichen. Im Kerngebiet sind hinsichtlich der zulassigen Gebaudeho-
hen unterschiedliche Héhenbereiche (HB) festgelegt. Fir das allgemeine Wohngebiet sind je
nach Dachform unterschiedliche maximale Gebaudehthen (GH), Firsthtéhen (FH) und Traufho-
hen (TH) festgesetzt.

Im WA, welches insbesondere auch fir die verdichtete Wohnbebauung vorgesehen ist, sind
Flachdacher mit einer maximalen GH von 12,50 m, geneigte Dacher bis 25° Dachneigung (DN)
mit einer maximalen TH von 8,75 m und einer maximalen FH von 10,50 m sowie geneigte Dacher
mit einer DN von 25 — 40° und einer maximalen TH von 7,50 m sowie einer maximalen FH von
11,50 m zulassig.

Im HB1 darf die maximale FH/GH 16,00 m betragen. Damit wird im mittleren und westlichen Teil
(MK1 und MK?2) der zuldssigen Zahl der Vollgeschosse in Verbindung mit dem gréReren Raum-
héhenbedarf von Einzelhandels- und Dienstleistungsnutzungen Rechnung getragen. Daran an-
knupfend ist im MK3 dieselbe Gebaudehdhe zuléssig, jedoch nur mit drei Vollgeschossen und ei-
nem zuriickgesetzten Staffeldachgeschoss. Im Bereich HB 2 betragt die zuldssige maximale
FH/GH 7,00 m, um die sudlich angrenzenden Nutzungen, u. a. Wohnnutzung, hinsichtlich der
Wandhohe zu bertcksichtigen — insbesondere in Verbindung mit der festgesetzten geschlosse-
nen Bauweise in diesem Bereich. Diese nachbarschiitzende Reduzierung der Gebaudehdhe be-
steht auf einer Tiefe von mindestens 3,50 m entlang der stdlichen Grundstiicksgrenze. Hinsicht-
lich der festgesetzten Hohenentwicklung der Gebaude wird auch auf die Ausfiihrungen in Kap.
5.3.1 verwiesen.

Hinsichtlich der notwendigen technischen Aufbauten bei einer mehrgeschossigen Bebauung ist
eine Uberschreitung der zulassigen Gebaudehohen fur Aufziige, Treppenhauser, Schornsteine,
Luftungseinrichtungen usw. ausnahmsweise zulassig.

Mit diesen Festsetzungen wird insgesamt sowohl auf den Bestand reagiert als auch eine fur die
Umgebung angemessene Hohenentwicklung erreicht. Weiter kann damit den stadtebaulichen Be-
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langen ausreichend Rechnung getragen werden. Den jeweiligen MalRbezugspunkt fir die unter-
schiedlichen Hohenfestsetzungen stellt die Erdgeschoss-RohfulRBbodenhéhe (EFH) dar.

Weiter sind Festsetzungen zu der Gestaltung von Werbeanlagen, Stellplatzen und Tiefgaragen
sowie zu den unbebauten Flachen der Grundstiicke getroffen. Diese beriicksichtigen einerseits
die Aspekte einer guten Einbindung der Anlagen in die Umgebung sowie andererseits die nach-
barschaftlichen Belange und das 6ffentliche Interesse. Damit soll ein gewisser Standard gewahr-
leistet werden, der zu einem qualitativ hochwertigen Baugebiet beitragt.

Dabei sind Werbeanlagen im Plangebiet nur an der Stéatte der Leistung zulassig und dirfen die
Sicht der Verkehrsteilnehmer nicht behindern und die Sichtbarkeit von amtlichen Verkehrszei-
chen nicht einschranken. Auch in das Lichtraumprofil der 6ffentlichen StraBen diurfen Werbeanla-
gen nicht hineinragen. Werbeanlagen auf bzw. innerhalb von Dachflachen, welche die festgesetz-
te Gebaudehdhe tberschreiten sowie Werbeanlagen mit wechselndem und bewegtem Licht sind
unzulassig. Um auch den zulassigen Nutzungen im Mischgebiet hinsichtlich der Werbung Rech-
nung zu tragen, ist in Zuordnung zur LindenstralRe ein freistehender Werbepylon mit einer max.
Hohe von 12 m zuléssig.

Bei der Gestaltung von Stellplatzen und Tiefgaragen steht insbesondere die Versiegelungsprob-
lematik im offentlichen Interesse. So missen Stellplatze zur Reduzierung der Versiegelung was-
serdurchlassig hergestellt werden. Tiefgaragen, deren Decke nicht befahrbar ist, sind zudem mit
einer Substratschicht von mindestens 30 cm Dicke intensiv zu begriinen. Dariber hinaus sind
Stellplatzanlagen zu durchgriinen. Siehe dazu die Festsetzung im Textteil unter Ziffer 1.9.2 sowie
in Kap. 5.3.3 der Begriindung.

Fur die Gestaltung der unbebauten Grundstiicksflachen sind weitere Festsetzungen getroffen.
Die unbebauten Flachenanteile der Grundstiicke sind zwingend zu begriinen, gartnerisch anzu-
legen bzw. zu gestalten, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Gartenbereiche mit Schotter bzw.
Steinschittungen, die mit einzelnen Ziergehdlzen oder Stauden bepflanzt sind, entsprechen die-
ser Regelung nicht. Aus kleinklimatischen und 6kologischen Griinden sollen diese Gestaltungs-
moglichkeiten nicht zugelassen werden. Aufgrund des relativ flachen Gelandes in Verbindung mit
den flachenintensiven Nutzungen werden die Festsetzungen zu den Aufschittungen und Abgra-
bungen im Plangebiet relativ offengehalten. So sind Aufschittungen und Abgrabungen zur Her-
stellung des Planums von Bau- und Betriebsflachen bis zur ErdgeschossfuRbodenhéhe der ge-
planten Gebaude bzw. bis zur Oberflache von baulichen Anlagen wie Parkplatze usw. zulassig.

Mit diesen Festsetzungen sollen unter Berlicksichtigung einer individuellen Bebauung der Grund-
stiicke extreme Eingriffe in die bestehende Topografie vermieden werden. Stiitzmauern und Ein-
friedungen sind entsprechend der geplanten Nutzungen, des Umfeld-Charakters sowie den topo-
grafischen Aspekten entlang der 6ffentlichen Verkehrsflachen bis zu einer Héhe von 0,80 m zu-
lassig. Einfriedungen sind dabei als Hecke, Holzzaun, Stabgitterzaun oder Mauer zuléssig. Dabei
muss aus verkehrlichen Griinden bei Stitzmauern, ebenso wie bei Einfriedungen ein Abstand
von mindestens 0,50 m zur Randstein—Hinterkante bzw. Grundstlicksgrenze eingehalten werden.
Damit sind unter anderem auch die Aspekte der ausreichenden Sicht bei den Grundstiicksaus-
fahrten berlcksichtigt. Um die Durchlassigkeit fir Tiere (z. B. Igel) zu gewéhrleisten, ist mit Ein-
friedungen ein Abstand von mindestens 10 cm zum Boden einzuhalten — Mauern sind hiervon
ausgenommen.

Um dem o6ffentlichen Interesse an die gestalterische Qualitat des offentlichen Raums ausreichend
Rechnung zu tragen, sind die Mulltonnen-Standpléatze so zu gestalten, dass diese von den o6ffent-
lichen Verkehrsflachen aus nicht sichtbar sind.

Schlie3lich missen zur Reduzierung der negativen Auswirkungen fur die erh6hte Versiegelung
von Flachen Festsetzungen zur Regenriickhaltung getroffen werden. Dafir ist im Plangebiet zur
Regenrickhaltung von unbegrinten Déchern ein Pufferbehdlter mit 2 m3 Volumen je 100 m? an-
geschlossener Dachflache herzustellen. Dieser Pufferbehélter muss einen permanent offenen
Abfluss von ca. 0,1 I/s / 100 m2 Dachflache haben. Damit kann fur das gesamte Gebiet eine wirk-
same Reduzierung des direkten Oberflichenwasserabflusses erreicht werden.

Um der verdichteten Bauweise Rechnung zu tragen, sind geringfiigige Abweichungen von den
Festsetzungen des 8 5 LBO hinsichtlich der Abstandsflachen zuléssig. Siehe dazu die Ausfih-
rungen zu den uUberbaubaren Grundstiicksflachen in Kap. 5.3.1 der Begriindung.

GRUNORDNUNG

Die grinordnerische Konzeption orientiert sich an den Gegebenheiten der Umgebung und den
Erfordernissen fiir eine angemessene Einbindung des neuen Quatrtiers in den Bestand.
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6.1
6.1.1

Dabei sind folgende Ziele und Grundsétze zu bericksichtigen:
- Berlcksichtigung der topografischen Verhaltnisse sowie der Umgebungsbebauung,
- gute Einbindung des geplanten Baugebiets in den Bestand,

- Gestaltung des Baugebiets unter 6kologischen Gesichtspunkten mit guter Durchgriinung
usw.,

- sparsamer Umgang mit Grund und Boden.
Folgende grunordnerischen MaRhahmen sind in der Planung insbesondere vorgesehen:

- Pflanzgebot (PFG 1) zur Durchgriinung des Baugebiets. Dabei sind im allgemeinen Wohn-
gebiet (WA) je angefangene 300 m2 Grundstucksflache ein hochstdmmiger Obst- oder Laub-
baum der Pflanzliste 1 oder 3 anzupflanzen. Der Stammumfang fur die zu pflanzenden Bé&u-
me muss in 1 m Hohe Uber Gelande bei Laubbdumen mindestens 16-18 cm, bei Obstb&u-
men mindestens 10-12 cm betragen (Textteil Ziff. 1.10.1).

- Pflanzgebot (PFG 2) fir Baumpflanzungen in Stellplatzanlagen. Im Kerngebiet (MK) ist pro
10 Stellplatze mindestens ein mittelkroniger Laubbaum der Pflanzliste 3 zu pflanzen davon
mindestens 4 Baume entlang der Lindenstraf3e. Der Stammumfang fur die zu pflanzenden
Einzelbdume muss in 1 m Hohe Uber Gelande mind. 16 — 18 cm betragen (Textteil Ziff.
1.10.2).

- Unzulassigkeit von nicht heimischen Nadelgehdlzen / Koniferen (Textteil Ziff. 1.10.3).

- Gestaltungsvorschriften fir Dacher (mind. extensive Dachbegriinung von Flach- und flachge-
neigten Dachern bis 10° Dachneigung) (Textteil Ziff. 2.1.2).

- Private Parkplatze dirfen nur in wasserdurchlassiger Bauweise (z.B. Dréansteine, Rasenpflas-
ter oder Schotterrasen) hergestellt werden. Tiefgaragen sind mit einer Substratstarke von
mindestens 30 cm intensiv zu begriinen (Textteil Ziff. 2.4).

- Keine Schottergarten zulassig (Textteil Ziff. 2.5.1).

Das geplante Baugebiet wird durch die vorgesehenen Griinfestsetzungen entlang der Strafl3en
sowie zur Durchgriinung gut in die Umgebung eingebunden.

Insgesamt wird auf die griinordnerischen Festsetzungen im Textteil und auf die Darstellung der
Umweltauswirkungen unter Ziffer 6.1 hingewiesen.

FLACHENBILANZ

Im Plangebiet entstehen nach den derzeitigen Planungen im Kerngebiet (MK1 und MK2) 109
Mikroapartments und 39 Serviced Apartments sowie im Wohngebiet (WA) sind bei einer Bebau-
ung mit einem Mehrfamilienhaus weiter ca. 10 stadthahe Wohnungen mdglich, was unter Berlick-
sichtigung der geplanten Wohnungstypen insgesamt ca. 160 Wohneinheiten mit ca. 180 Einwoh-
nern ergibt. Dies ergibt dann ohne die spater geplante Neubebauung im MKS3 eine Bruttowohn-
dichte im Plangebiet von ca. 190 EW/ha und Uberschreitet damit die Mindestbruttowohndichte
deutlich und dokumentiert damit, dass die Ziele der Raumordnung und des sehr sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden hier erflllt wird.

ABWAGUNG DER OFFENTLICHEN BELANGE
BELANGE DER UMWELT

VORBEMERKUNGEN

Fur die Durchfiihrung eines Verfahrens nach § 13 a BauGB sind die folgenden Prifkriterien zu er-
fullen. Das sind:

- keine Beeintrachtigung der in § 1 (6) Nr.7 b BauGB genannten Schutzguter,

- keine Pflicht zur Umweltvertraglichkeitspriifung nach § 3 UVPG,

- keine Umweltprifung nach Landesrecht,

- keine entgegenstehenden Ziele der Raumordnung,

- Arrondierung des Siedlungskdorpers,

- GroRe der geplanten Grundflache.

Ein Verfahren nach § 13 a BauGB ist hinsichtlich der Unterschreitung des Schwellenwertes von
20.000 m?2 neu auszuweisender Grundflache uneingeschrankt mdoglich. Die aus den vorliegen-
den planungsrechtlichen Festsetzungen sich ergebende zulassige Grundflache betragt hier

ca. 6.000 m2. Da alle weiteren Kriterien / Voraussetzungen erfillt sind, kdnnen fiir das geplante
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Baugebiet die planungsrechtlichen Grundlagen im Rahmen eines Verfahrens nach § 13 a BauGB
geschaffen werden.

Ein Umweltbericht ist nicht erforderlich. GemaR den hier vorliegenden Voraussetzungen sind
mogliche Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung dieses Bebauungsplans zu erwarten waren, im
Sinne von § la Abs.3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuléssig.
Damit ist auch eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung nicht vorzulegen.

Der vorliegende Bebauungsplan kann daher nach dem Verfahren gemaf § 13 a BauGB - ,Be-
bauungsplan der Innenentwicklung®, aufgestellt werden.

BESTANDSBEWERTUNG
Allgemeines

Insgesamt gehort der Bereich in der naturrAumlichen Gliederung zu den Kocher-Jagst-Ebenen.
Die GroRRlandschaft ist den Neckar- und Tauber-Gauplatten zuzuordnen. Die potentielle natiirliche
Vegetation kann in diesem Bereich dem Eichen-Eschen-Hainbuchen-Feuchtwald mit flussbeglei-
tenden Auenwaldern zugeordnet werden. Eine natirliche Vegetation tritt im Bereich des Plange-
bietes jedoch nicht auf, da sich dieses inmitten des Siedlungsbereichs befindet.

Das Plangebiet ist nahezu vollsténdig versiegelt und gewerblich genutzt. Im Plangebiet bestehen
Uberwiegend Gebaude, Hofflachen und Stellplatze. Das slidwestliche Gartengrundstiick bildet
hier die einzige Ausnahme. Hinsichtlich der néheren Beschreibung der Bestandssituation wird auf
die Ausfuhrungen in Kap. 4.0 verwiesen.

Zu den einzelnen Schutzgitern kann Folgendes ausgefihrt werden.

Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt / Artenschutz

Bei der Planung sind Eingriffe in den Lebensraum von artenschutzrechtlich relevanten Tierarten
maoglich. Daher sind im Zuge der Bauleitplanung hier ggf. bestehende Verbote nach § 44
BNatSchG zu prifen.

Das Plangebiet ist durch die zentrale Lage im Siedlungsbereich und die bisherige, Uberwiegend
gewerbliche Nutzung im Hinblick auf die Artenvielfalt als groRtenteils sehr verarmt anzunehmen.

Die bereits vorab in Auftrag gegebene Relevanzprifung des Buros GEKOPLAN vom 16.11.2018
zum Umfang der erforderlichen artenschutzrechtlichen Untersuchungen (Anlage 2.1) kam jedoch
zu dem Ergebnis, dass es aufgrund der bestehenden Nutzungen und Strukturen die Tierarten
Zauneidechse und gebaudebewohnende Flederméause weiter zu untersuchen gilt. Weitere streng
geschuitzte Tier- und Pflanzenarten konnten anhand der Relevanzprifung zunachst ausgeschlos-
sen werden. Im Verfahren wurde dann vom privaten Naturschutz noch die Forderung erhoben,
die Gebaude auch auf Brutplatze von Mauerseglern und Haussperlingen zu untersuchen. Mit
Ausnahme der Untersuchung zu den Flederméusen (siehe Anlage 2.3) wurde eine spezielle ar-
tenschutzrechtliche Prufung (saP) fur die Tierarten Zauneidechse, Mauersegler, Haussperling und
Hohlenbritende Vogel, ebenfalls vom Biro GEKOPLAN, durchgefihrt, die mit Datum vom
15.08.2019 dem Bebauungsplan in Anlage 2.2 beigefiigt ist. Diese ergab keine Nachweise von
Zauneidechsen, Hohlenbritenden Végeln und Mauerseglern. Allerdings befinden sich im Plange-
biet 4 Brutpaare des Haussperlings. Diese Brutplatze gehen beim Abriss verloren.

Fur die Fledermausthematik wurde eine eigene Untersuchung durch Dr. Alfred Nagel, UIm durch-
gefiihrt. Um mogliche Fledermaushabitate auszuschliel3en, wurden umfangreiche Begehungen
und Ausflugsbeobachtungen durchgefiihrt. Nach Aussagen des Gutachters kann ausgeschlossen
werden, dass sich an den bestehenden Gebauden Wochenstuben befinden. Bei den Ausflugsbe-
obachtungen an den umfangreichen Flachdachverwahrungsblechen der Gebaude sind jedoch
Ausflige beobachtet worden. Das Gutachten ist dem Bebauungsplan als Anlage 2.3 beigefiigt.

Sonstige Schutzguter

Gemal dem Bodenschutzgesetz Baden-Wurttemberg sind bei der Planung und Ausfiihrung von
BaumafRnahmen die Funktionen des Bodens zu erhalten, vor Belastungen zu schiitzen sowie auf
einen sparsamen Umgang zu achten. Auf die Ausfihrungen in Kap. 1.2.3 wird hingewiesen. Bo-
denfunktionswerte sind hinsichtlich der Lage im Innenbereich nicht vorhanden.

Ein Altstandort ist im Plangebiet vorhanden, der ,Altstandort Homberg / Metallverarbeitung, Ma-
schinenfabrik® (Flachen Nr. 00418-000). Dieser betrifft im Wesentlichen das gesamte Mustang-
Areal (Flurstiick 1799) und ist mit dem Handlungsbedarf ,B = Anhaltspunkte vorhanden® einge-
stuft. Im Rahmen des durchgefiihrten Baugrundgutachtens des Biros Geotechnik Aalen vom
28.01.2019, welches dem Bebauungsplan als Anlage 3 beigefligt ist, wurden jedoch keine Auffél-
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ligkeiten beobachtet. Allerdings kann aufgrund der Nutzungsgeschichte nicht ausgeschlossen
werden, dass lokale Bodenbelastungen auftreten kénnen, die die zulassigen einschlagigen
Grenzwerte Uberschreiten.

Fur das Schutzgut Wasser sind Oberflachengewasser im Plangebiet nicht vorhanden. Das Plan-
gebiet, das in der Kocheraue liegt, kann jedoch bei extremen Hochwasserereignissen tGberflutet
werden. Siehe dazu die entsprechende Eintragung im Lageplan. Durch Hochwasserschutz-
einrichtungen ist das Gebiet bei 100-jahrlichen Hochwasserereignissen (HQ 100) hochwasser-
frei. Da das Geléande mit maximal ca. 2 % nach Norden abféllt, ist bei Extrem-Wetterlagen ein
entsprechender Anfall von Oberflachenwasser zu erwarten.

Beim Schutzgut Klima / Luft kann darauf hingewiesen werden, dass sich das Plangebiet im In-
nenbereich der Kernstadt von Kiinzelsau befindet und allseitig vom Siedlungsbereich umgeben
ist. Hinsichtlich der Lage sowie seiner Grol3e ist das Plangebiet fiir die Kalt- und Frischluftpro-

duktion sowie fur Kaltluftabflusshahnen nicht wesentlich von Bedeutung.

Beziglich der Belange des Landschaftsbildes und der Erholung ist zu erlautern, dass sich das
Plangebiet inmitten des Siedlungsbereichs befindet und daher nicht von erheblicher Bedeutung
fur das Schutzgut ist.

Beziglich dem Schutzgut Mensch und seiner Gesundheit wird auf die Ausfihrungen zur
Larmthematik im Kap. 6.2.3 verwiesen. Sonstige Schutzguter bzw. schutzbediirftige Bereiche
werden nicht tangiert.

KONFLIKTANALYSE

Es qilt grundsatzlich aufzufiihren, dass es unter den Gesichtspunkten des flachensparenden
Bauens und der grundséatzlichen Ziele des § 1a Abs. 2 BauGB sinnvoll ist, solche vorhandenen
innerdrtlichen Potenziale einer nachhaltigen Bebaubarkeit und Nutzung zuzufiihren. Diesen Zie-
len des offentlichen Interesses tragt die Planung in vollstem Mal3e Rechnung. Zudem handelt es
sich bei den Flachen im Plangebiet um bereits Gberplante und Uberwiegend bebaute Bereiche,
die lediglich planungsrechtlich an die neuen Anforderungen angepasst werden. Gegeniber dem
aktuellen Bestand ergeben sich durch die Planung insgesamt nur geringe Beeintrachtigungen auf
die Belange der Umwelt.

Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt / Artenschutz

Ein dauerhaftes Vorkommen von nach FFH-Richtlinien streng oder besonders geschitzten Pflan-
zenarten liegt nicht vor. Fur Tiere konnte im Rahmen der durchgefiihrten Untersuchungen (Anla-
gen 2.1 bis 2.3) eine Betroffenheit nur bei den Arten Haussperling und Flederm&use ermittelt
werden. Zauneidechsen und Mauersegler sind von der Planung nicht betroffen. Siehe dazu die
Ausfuhrungen in Kap. 6.1.2.

Da der Haussperling ein sehr haufiger Brutvogel im Raum darstellt und in der Umgebung genu-
gend geeignete Brutplatze vorhanden sind, sind die Beeintrachtigungen nicht erheblich. Als Ver-
meidungs- und Minimierungsmaf3nahme sind die Geb&ude und Gehdlze im Plangebiet au3erhalb
der Brutzeit, die vom 01.03. bis 30.9. dauert, abzubrechen bzw. zu beseitigen. Eine entsprechen-
de Festsetzung erfolgt unter den Ziffern 1.8.1 bzw. 1.8.2 des Textteiles. Weiter sind an den neuen
Gebdauden als Ersatz vier Nistkasten fir den Haussperling anzubringen. Siehe dazu Textteil Ziffer
1.8.3. Fur Flederm&use wurde eine detaillierte Untersuchung durchgefuhrt (Anlage 2.3). Als Mal3-
nahme sind zum Ausgleich mdglicher Eingriffe im Plangebiet bzw. in der Umgebung 6 Fleder-
mausquartiere herzustellen. Siehe dazu Textteil Ziffer 1.8.4. Auch innerhalb des nur kurzen Zeit-
fensters fUr den Abriss der Gebaude zwischen Dezember und Februar ist eine 6kologische/arten-
schutzrechtliche Baubegleitung beim Abbruch der Geb&ude erforderlich. Ggf. sind diese Mal3-
nahmen durch einen 6ffentlich-rechtlichen Vertrag zu sichern.

Aufgrund der bestehenden Nutzungen der Flachen und dem hohen Versiegelungsgrad sind hin-
sichtlich der Biotopstruktur nur geringfiigige Verluste durch den Entfall weniger Gehélz- und
Grunstrukturen zu erwarten. Dies insbesondere auf Flurstick 1801. Dort wurden keine Spuren
ermittelt, die auf eine Nutzung durch Fledermause hindeuten.

Durch den Bebauungsplan sind daher unter Berlicksichtigung der vorgesehenen und festgesetz-
ten MalRnahmen keine erheblichen nachhaltigen Beeintrachtigungen der Belange des Schutzgu-
tes Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt / Artenschutz zu erwarten.

Mit den grinordnerischen Festsetzungen werden im Bebauungsplan zudem Baume und Gehdlz-
strukturen im Plangebiet geschaffen. Dazu sind entsprechende Anpflanzungen entlang der Stra-
3en sowie eine Durchgriinung auf den Baugrundstiicken vorgesehen.
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Sonstige Schutzguter

Die Belange des Bodens und des Wassers werden durch die entsprechenden Festsetzungen
und Hinweise im Textteil berticksichtigt. Diese sind unter Ziff. 5.4 (Bodenschutz) und Ziffer 5.6
(Grundwasserschutz) eingearbeitet. Ziel ist es dabei gemaf den Zielen des Bodenschutzgeset-
zes Baden-Wiurttemberg die Funktionen des Bodens zu erhalten, vor Belastungen zu schiitzen
sowie auf einen sparsamen Umgang zu achten. Dies insbesondere im Zusammenhang mit
BaumalRnahmen. Bodenbelastungen sind auf ein unvermeidbares Mal3 zu beschranken, den
Gesichtspunkten des flachensparenden Bauens sowie den Grundséatzen des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden sind gemaR § 1a Abs. 2 BauGB Rechnung zu tragen. Weiter wird
im Textteil unter Ziffer 5.6 auf den Altstandort ,AS Homberg“ (00418) sowie den Umgang mit
mdglichen Bodenverunreinigungen hingewiesen. Im Rahmen des Baugrundgutachtens, das in
Anlage 3 dem Bebauungsplan beigeftigt ist, konnten keine Verunreinigungen festgestellt werden.
Die Belange des Grundwasserschutzes sind im Textteil unter Ziffer 5.6 aufgefuhrt. Darin werden
die Grundsatze genannt, die bei Eingriffen in den Untergrund zu beachten sind.

Im Bereich des Bebauungsplanes liegt der Schachtbrunnen Mustang. Der Schachtbrunnen wird
von der LUBW Karlsruhe als Grundwasserbeschaffenheitsmessstelle fur das Verdichtungsmess-
netz Industrie beprobt. Bei Erhaltung des Brunnens ist dieser in Abstimmung mit dem Landrats-
amt Hohenlohekreis, Fachdienst Wasserwirtschaft und Bodenschutz vor Baubeginn sowie auch
im spateren Betrieb fachgerecht zu sichern. Alternativ ist der Schachtbrunnen in Abstimmung mit
dem Landratsamt Hohenlohekreis, Fachdienst Wasserwirtschaft und Bodenschutz und der
LUBW Karlsruhe vor Baubeginn fachgerecht zu verschlieen. Auch dazu ist ein entsprechender
Hinweis aufgenommen.

Stellplatze sind entsprechend in wasserdurchlassiger Bauweise herzustellen, wodurch der Ver-
siegelungsgrad im Gebiet reduziert wird. Der Oberflachenwasserabfluss wird unter Beriicksichti-
gung der Reduzierung des Versiegelungsgrades und die herzustellenden Pufferbehélter zur Re-
genriickhaltung reduziert. Zudem sind Flach- und flachgeneigte Décher zu begriinen. Weiter dir-
fen mit Ricksicht auf die Minimierung des Metallgehaltes im Niederschlagswasser keine unbe-
schichteten Metalle (Kupfer, Zink, Titanzink und Blei) verwendet werden. Siehe dazu im Textteil
unter Ziff. 2.1.2.

Das Schutzgut Klima und Luft wird hinsichtlich der Lage des Plangebiets inmitten des Siedlungs-
bereichs nicht entscheidend beeintrachtigt. Fur die Kalt- und Frischluftproduktion sowie fur Kalt-

luftabflussbahnen ist das Gebiet nicht wesentlich von Bedeutung. Mit einer Beeintrachtigung der
lokalen Luftaustauschprozesse ist nicht zu rechnen. Die festgesetzte Dachbegriinung bei Flach-
dachern wirkt sich zudem positiv auf das Mikroklima aus.

Durch die geplante Bebauungsplan-Anderung wird das Schutzgut Landschaftsbild und Erholung
aufgrund der Lage des Plangebiets im innerstadtischen Siedlungsbereich nicht beeintrachtigt.

Wechselwirkungen der Schutzguter untereinander sind nicht zu erwarten. Damit kann insgesamt
von keinen erheblichen negativen Auswirkungen auf Naturhaushalt und Landschaftsbild ausge-
gangen werden.

SONSTIGE BELANGE

EINZELHANDEL

Auf die Ausfuihrungen in Kap. 5.1 und 5.3.1 wird hingewiesen.

Die vorliegende Planung dient der nachhaltigen Weiterentwicklung der Innenstadt von Kiinzel-
sau. Mit der Neubebauung sind unter Beriicksichtigung der vorliegenden Planungen kernge-
bietstypische Nutzungen vorgesehen, die im Erdgeschoss nahversorgungsrelevanten Einzel-
handel (Lebensmittel, Fachmarkt) vorsehen. Durch die in den oberen Geschossen vorgesehe-
nen Wohnungen usw. entsteht die gewiinschte interessante Funktionsmischung des unmittelbar
am nordwestlich des Randes der Innenstadt gelegenen Quartiers. Der Entwurf des Einzelhan-
delskonzepts fir die Stadt Kiinzelsau, das vom Biro Dr. Donato Accocella derzeit bearbeitet
wird und sich in Abstimmung mit Stadt und Gemeinderat befindet, sieht das Mustang-Areal zwar
nur als Potenzialflache fur den Einzelhandel, die Prioritat wird dort auf anderen Potenzialflachen
gesehen. Hinsichtlich der Aussagen, dass im Bereich der nahversorgungsrelevanten Sortimente
bis zum Jahr 2030 jedoch ein Entwicklungsspielraum besteht und Nahrungs-/ Genussmittel der-
zeit insbesondere aul3erhalb der Innenstadt angeboten werden, ist die Moglichkeit hier solche
Sortimente in innenstadtnaher Lage anzusiedeln, grundsatzlich nicht negativ zu sehen. Unter
diesem Gesichtspunkt sind Einzelhandelsbetriebe im Erdgeschoss allgemein zul&ssig. Mdoglich-
erweise erforderliche Einschrankungen des Betriebstyps oder des Sortiments sind im Kerngebiet
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aus rechtlichen Grunden schwierig zu begriinden. Die detaillierte Ausgestaltung der Festsetzun-
gen zum Einzelhandel wurde mit den Raumordnungsbehdrden abgestimmt. Daher entspricht die
Planung auch den Zielen der Raumordnung und zumindest im Grundsatz auch dem Entwurf des
Einzelhandelskonzepts. Insbesondere die geplanten Einzelhandelsbetriebe im MK1 und MK 2
entsprechen weitestgehend den Aussagen des Einzelhandelskonzepts.

Das Kongruenzgebot ist durch die Einstufung der Stadt Kiinzelsau als Mittelzentrum grundsétz-
lich berlicksichtigt. Aufgrund des bestehenden Angebots fir die Lebensmittelversorgung im Pla-
nungsraum kann davon ausgegangen werden, dass nicht mehr als 30% des Umsatzes aus
Raumen aulierhalb des Verflechtungsbereichs erzielt werden. Das hier geplante Nahversor-
gungsangebot dient der Innenstadt und den umliegenden Siedlungsgebieten. Auch das Beein-
trachtigungsverbot, das die Funktionsfahigkeit des zentralortlichen Versorgungskerns und das
stadtebauliche Gefiige sowie die verbrauchernahe Versorgung im Einzugsbereich nicht beein-
trachtigen darf, wird gestitzt durch die Ergebnisse des Einzelhandelsgutachtens zu keinen we-
sentlichen Konflikten fuhren.

Das Plangebiet mit seinen geplanten Einzelhandelsnutzungen ist im Regionalplan als Vorrang-
gebiet (VRG) fur einen Standort fir zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandelsgrol3-
projekte ausgewiesen. Der Standort liegt in Zuordnung zur Innenstadt von Kiinzelsau und damit
auch im zentralen Versorgungsbereich. Daher dirften die Ziele der Raumordnung im Bebau-
ungsplan ,Mustang-Areal“ eingehalten sein, da die Agglomerationsregel innerhalb von Vorrang-
gebieten nicht anzuwenden ist. Vorranggebiete dienen der Unterbringung von Einzelhandels-
groRprojekten, Agglomerationen sind die zwingende Folge dieser Festlegung und darin raum-
ordnerisch erwiinscht. Folglich werden auf die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung durch
die Agglomeration keine negativen Auswirkungen erwartet.

Sollte die Agglomerationsregel jedoch anzuwenden sein, bedeutet dies nicht, dass der Bebau-
ungsplan zielwidrig wére, sondern nur, dass die darin vorgesehenen Nutzungen mit den Zielen
der Raumordnung vereinbar sein missen. Daher sollen hier nochmals zusammenfassend die
Ziele der Raumordnung genannt werden:

1. Konzentrationsgebot: Kiinzelsau ist Mittelzentrum. Das Konzentrationsgebot ist erfullt.

2. Integrationsgebot: ist erfillt. Die Vorhaben sind in der Innenstadt projektiert, fir welche
eine regionalplanerische Vorranggebietsausweisung vorgenommen wurde.

3. Beeintrachtigungsverbot: In Betracht kommen Beeintrachtigungen von Einzelhandelslagen
im Sortimentsbereich Lebensmittel. Das Mustang-Areal ware der einzige Standort im Sor-
timentsbereich Lebensmittel, der sich innerhalb des Vorranggebiets befindet. Eventuelle
Beeintrachtigungen anderer, au3erhalb des Vorranggebiets liegender Einzelhandels-
standorte sind mit dem Beeintrachtigungsverbot vereinbar.

4. Kongruenzgebot: Das Plangebiet mit seiner Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieb befindet
sich in der Stadtmitte, verdichtete Wohnbebauung ist in unmittelbarer Nachbarschaft vor-
handen. Die moglichen Verkaufsflachen haben eine flr die Versorgung eines Mittelzent-
rums Ubliche Dimensionierung. Es ist plausibel, dass die Kunden der projektierten Markte
die Wohnbevdlkerung einerseits und die Innenstadtbesucher der Stadt Kiinzelsau anderer-
seits sind. Daher kann davon ausgegangen werden, dass die Markte nicht geeignet sind,
Uber den Verflechtungsbereich, der dem Einzugsgebiet der Stadt entsprechen soll, hinaus
zu wirken. Dass das Marktgebiet der Betriebe den Verflechtungsbereich um 30 % Uber-
schreitet, kann ausgeschlossen werden. Ein Marktgutachten ist daher nicht erforderlich.

Damit waren ebenfalls keine Beeintrachtigungen der raumordnerischen Ziele zu erwarten.

VERKEHR
Auf die Ausfuihrungen in Kap. 5.2 wird hingewiesen.

Die verkehrlichen Belange werden durch die Planung berticksichtigt. Das Plangebiet kann an die
bestehenden Strallen ,Lindenstrale®, ,Konsul-Uebele-StralRe“ (B19), ,Australle“ und ,Hinden-
burgstral’e angeschlossen werden. Eine NeuerschlieBung ist nicht erforderlich. Der zu
erwartende zusatzliche Verkehr, der durch die Planung ausgeldst wird, kann durch das
bestehende Verkehrsnetz in Kiinzelsau aufgenommen werden. Siehe dazu die in Anlage 4 bei-
gefuigte Verkehrsuntersuchung, die zum Ergebnis kommt, dass das Straennetz durch die vor-
liegende Planung im heute bestehenden Ausbauzustand weiterhin leistungsfahig betrieben wer-
den kann.
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Durch die geplante Verbreiterung des Gehwegs im Bereich der ,Lindenstrae“ und ,Konsul-
Uebele-StraRe“ auf mindestens 2 m Breite wird auch die fu3laufige Anbindung des gesamten
Quartiers an die Innenstadt zumindest teilweise verbessert. Grundsatzlich sollte zukinftig jedoch
eine Verbesserung der Anbindung des Plangebiets an die Stadtmitte angestrebt werden. Dazu
ware es beispielsweise maoglich, Gber das 6stlich der Konsul-Uebele-StralRe gelegene Flurstlick
169/2 eine weitere fulRlaufige Verbindung zur Innenstadt zu schaffen.

Eine Anbindung an den 6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) des Plangebiets erfolgt mit
verschiedenen Stadtbuslinien, welche die in ca. 50-100 m Luftlinie in stdlicher Richtung beste-
hende Haltestelle ,Ev. Gemeindehaus® in der ,Austrafie” bedienen. Dadurch wird sowohl eine re-
gionale als auch eine lberregionale Verkehrsanbindung (Stadt Schwabisch Hall und Waldenburg
— Bahnhof) gewahrleistet.

LARM

Aufgrund der Verkehrsbelastung auf der ,Konsul-Uebele-Stralle”, des festgesetzten Gewerbege-
biets nordlich der LindenstraRe sowie der im Plangebiet geplanten Nutzungen kénnen Larm-
emissionen entstehen, welche insbesondere fir die geplanten Wohnnutzungen im geplanten
Kerngebiet eine gewisse Belastung darstellen konnten. Daher wurde vom Biro BS-Ingenieure,
Ludwigsburg mit Datum vom 08.08.2019 eine Schalltechnische Untersuchung zur Beurteilung
des Verkehrs- und Gewerbeldarms auf dem Mustang-Areal ausgearbeitet, das dem Bebauungs-
plan als Anlage 5 beigefigt ist. Grundsétzlich werden im Plangebiet fur den Verkehrslarm die
schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 nur im &stlichen Plangebiet fir das MK 3
sowie fur das WA in einem kleinen Teilbereich nachts geringfiigig Giberschritten.

In der vorliegenden stédtebaulichen Situation, in der das betreffende Gebiet des MK3 und dessen
bebaubare Flache unmittelbar an die schalltechnisch mafigebende Konsul-Uebele-StralRe (B19)
grenzt, kdnnen erforderliche bauliche Abstande zu einer aktiven Larmschutzeinrichtung nur er-
schwert oder gar nicht eingehalten werden. Zudem musste eine solche aktive Larmschutzeinrich-
tung eine Hohe auf dem Niveau des obersten Geschosses aufweisen (zuléssige Vollgeschosse:
[lI) um eine relevante Larmminderung zu erwirken. Im WA werden die maf3geblichen néachtlichen
Immissionen insbesondere von der nérdlich verlaufenden Lindenstral3e verursacht. Im Bereich
zwischen dem sudwestlich geplanten WA und der Lindenstral3e soll in absehbarer Zeit die geman
den Festsetzungen des MK1 und MK2 geplante Bebauung entstehen, wodurch eine deutliche
Minderung der Strallenimmissionen im geplanten WA bewirkt wird. Zudem hat eine Priufung er-
geben, dass dort Pegel im ungunstigsten Fall groRer 45 dB(A) nachts nur ab einer Héhe auf dem
Niveau eines 2. OG und héher vorliegen. Eine aktive Larmschutzeinrichtung, die vorrangig eine
Pegelminderung auf Hohe des 2. OG bewirken soll, misste eine entsprechende Hohe auf diesem
Geschossniveau aufweisen. Dies ware unter Berticksichtigung der geringen Uberschreitungen
des Orientierungswertes nicht angemessen. Da aktive Schallschutzmaflinahmen aufgrund der
genannten Situation nicht bzw. nur schwer umzusetzen sind, kdnnen nur passive Schallschutz-
mafRnahmen den erforderlichen Schutz bieten. Eine VerhéaltnisméaRigkeit zwischen dem erforderli-
chen Aufwand zur Realisierung eines aktiven Schallschutzes und einer daraus resultierenden re-
levanten Minderungswirkung ist nicht gegeben.

Hinsichtlich geplanter Wohn- und sonstiger ruhebedurftiger Raume im MK werden jedoch gemaf
VDI 2719 bei AuRBengeréauschpegeln tber 50 dB(A) nachts schallddmmende, eventuell Fenster
unabhéngige Liftungseinrichtungen notwendig. Zur Bemessung des passiven Schallschutzes
wird die DIN 4109 herangezogen, die die Anforderungen an die Schallddmmung der Au3enbau-
teile fur unterschiedliche Raumnutzungen festlegt. Im Bebauungsplan wurden daher auf Grund-
lage der durchgefiihrten Berechnungen entsprechend der DIN 4109 die Larmpegelbereiche
(LPB) 11l bis V ermittelt bzw. ausgewiesen. Diese wurden im Bebauungsplan entsprechend fest-
gesetzt. Siehe dazu die Festsetzung Nr. 1.9 im Textteil sowie die Darstellung im Lageplan. Bei
Wohnrdumen ist ab LPB Il im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen, dass die Anforderun-
gen an das bewertete Schallddmmmal der Fassade durch die vorgesehene Konstruktion einge-
halten werden. Dies gilt fur alle Bereiche des Kerngebiets (MK1 bis MK3), wobei im Gutachten
(Anlage 5) unter Berucksichtigung der vorliegenden konkreten Planungen im MK1 und MK2 be-
reits detaillierte Untersuchungen und Malinahmen definiert sind. Fur das WA und MKS sind sol-
che erstim Rahmen einer spateren Uberplanung dann im Baugenehmigungsverfahren nachzu-
weisen. Insgesamt sind fir alle geplanten Gebaude, insbesondere bei geplanter Wohnnutzung,
passive SchallschutzmafRhahmen empfohlen, wodurch mit wesentlichen Beeintréchtigungen hin-
sichtlich der Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht zu rechnen ist.

In derselben schalltechnischen Untersuchung wurde auch der Gewerbelarm untersucht. Die Be-
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6.2.6

rechnungsergebnisse fur die Auswirkungen durch das benachbarte Gewerbegebiet nordlich der
LindenstralRe zeigen, dass die Immissionsrichtwerte der TA Larm an allen Immissionsorten im
Plangebiet eingehalten werden. Weiter wurden auch die geplanten gewerblichen Immissionen im
Plangebiet beurteilt. MaRgebliche Schallquellen sind dabei die letzten PKW-Abfahrten auf dem
Parkplatz nach 22h sowie die haustechnischen Anlagen. Um das Irrelevanz-Kriterium einzuhal-
ten sind bauliche und betriebliche MalRnahmen (Gestaltung der Balkonbriistungen und Be-
schrankung der Schallleistung der haustechnischen Anlagen im MK1) erforderlich, die im Gut-
achten dargestellt sind. Die Nachweise sind jeweils im Baugenehmigungsverfahren zu erbrin-
gen.

Damit sind die Belange des Larmschutzes und damit auch das Schutzgut Mensch in der Planung
bertcksichtigt.

STADTEBAU

Die stadtebaulichen Gesichtspunkte sind in der Planung soweit berticksichtigt. Insbesondere auf
die Ausfuhrungen dazu in den Kap. 2.0, 5.1 und 5.3.1 wird verwiesen. Durch die geplante Nach-
nutzung wird die Entstehung stadtebaulicher Missstande vermieden. Die Gefahr einer minder-
wertigen gewerblichen Nachnutzung bzw. die Entstehung einer Gewerbebrache wird durch die
Planung mit Einstufung als Kerngebiet und der interessanten Funktionsmischung unterbunden.
Das Quartier wird belebt und die bereits in den letzten Jahren entstandenen Wohnnutzungen
insbesondere im Westen werden dadurch weiter gestarkt. Dies insbesondere unter dem Aspekt,
dass hier nahversorgungsrelevanter Einzelhandel entsteht und damit die Versorgung mit dem
taglichen Bedarf im Quartier decken kann. Dadurch erhalt der nordwestlich der Innenstadt lie-
gende Bereich auch eine neue Qualitat, die sich auch in Zukunft positiv auf die weitere Quartier-
sentwicklung auswirken wird. Daher kdnnen auch die Bedenken, die zum Mustang-Areal im
Entwurf des Einzelhandelskonzepts genannt werden, nicht nachvollzogen werden. Die stadte-
bauliche Qualitat der Quartiersentwicklung wird einerseits durch die im Bebauungsplan getroffe-
nen Festsetzungen als auch durch eine eingehende Begleitung durch den Gestaltungsbeirat der
Stadt Klnzelsau gewahrleistet. Dieser ist im Rahmen der erforderlichen Baugenehmigungsver-
fahren fur die architektonische und stadtebauliche Einordnung der einzelnen Bauvorhaben von
grofRer Bedeutung. Damit sind die stadtebaulichen Belange in der Planung berticksichtigt.

HOCHWASSER

Die Belange des Hochwassers bzw. des Hochwasserschutzes sind in der Planung bericksich-
tigt. Das Plangebiet liegt aufgrund der Lage in der Talaue sowie der Nahe zum Kocher im Uber-
flutungsbereich bei extremen Hochwasserereignissen (HQextrewm). Siehe die Eintragung im La-
geplan zum Bebauungsplan. Durch bestehende Hochwasserschutz-Einrichtungen ist das Plan-
gebiet bei 100-jahrlichen Hochwasserereignissen (HQ1o0) nicht betroffen. Nach der neuen
Rechtslage ist fur alle baulichen Anlagen eine hochwasserangepasste Bauweise nicht nur eine
Empfehlung, sondern muss gewahrleistet sein. Auf die Ziffern 1.14 und 5.7 des Textteiles wird
verwiesen. Entsprechende Malinahmen sind bei der Planung und Realisierung der Bauvorhaben
vorzusehen. Damit sind die Belange des Hochwasserschutzes in der Planung berticksichtigt.

SONSTIGES

Im Plangebiet besteht der Altstandort ,AS Homberg®“ (00418). Auf die Ausfihrungen in Kap.

6.1.3 sowie auf die Anlage 3 wird verwiesen.

Durch die Planung gehen keine landwirtschaftlich genutzten Flachen verloren. Aufgrund des Ver-
fahrens gemaf § 13 a BauGB sind auch keine externen Ausgleichsflachen fur die Planung not-
wendig, wodurch ebenfalls keine auf3erhalb liegenden landwirtschaftlichen Flachen tangiert wer-
den. Unter diesen Aspekten sind die Belange der Landwirtschaft nicht beeintrachtigt.

Kulturdenkmale sind im Plangebiet nicht vorhanden. Damit sind die Belange des Denkmalschut-
zes in der Planung bertcksichtigt.

Sonstige Belange, die durch die Planung bertihrt werden, sind derzeit nicht bekannt.
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7.0

MARNAHMEN

Durch die vorliegende Planung werden die Belange gemanR § 1 Abs.6 in Verbindung mit Abs.7
BauGB geprift und soweit als mdglich berticksichtigt. Die Festsetzungen im zeichnerischen und
textlichen Teil des Bebauungsplanes sind auf diese Belange abgestimmt.

Die wesentlichen MalZnahmen sind:
- Planung unter dem Aspekt einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung,

- Festsetzungen zur Gestaltung des Baugebiets unter Beriicksichtigung der vorhandenen um-
liegenden Strukturen,

- Passive LarmschutzmalBnahmen fir die geplanten Wohnungen,

- Madglichkeit zur Nutzung von erneuerbaren Energien wie. z.B. Sonnenenergie durch entspre-
chende Gebaudestellung, Abstéande und Gestaltungsmoglichkeiten,

- Begriuinung von Dachern als Beitrag zur Verbesserung des Kleinklimas im Gebiet und zur
Reduzierung des Oberflachenwasserabflusses,

- Reduzierung der Versiegelung und damit des Oberflachenwasserabflusses durch verschie-
dene MalRnahmen,

- Eingrinung und Durchgriinung des Plangebiets durch entsprechend festgesetzte Pflanzge-
bote,

- Berlcksichtigung des Artenschutzes,
- Bertcksichtigung der Auswirkungen bei extremen Hochwasserereignissen.

Es erfolgen keine nachteiligen Beeintrachtigungen durch die vorliegende Bebauungsplan—
Anderung. Die Kriterien des § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB sind erfiillt.

VER- UND ENTSORGUNG

Die Entwéasserung des Plangebiets kann an das bestehende Kanalsystem in der ,LindenstralRe®,
der ,Konsul-Uebele-Stralle” und der ,Australe” angeschlossen werden. Die Entwasserung er-
folgt im Mischsystem. Aufgrund der Tiefenlage der maf3geblichen Kanéle sind bei Unterge-
schossnutzungen wie z.B. Tiefgaragen ggf. Hebeanlagen erforderlich.

Grundsatzlich ist mit verschiedenen Malinahmen (siehe Textteil Ziff. 2.1.2 und 2.4) eine Minimie-
rung des Versiegelungsgrades und damit der abzuleitenden Oberflachenwésser vorgesehen.
Auf den Baugrundstiicken ist fur nicht begriinte Dacher eine private Regenrtickhaltung mit einem
Rickhaltevolumen von 2 m3 pro 100 m2 zu entwassernder Dachflache und ein gedrosselter Ab-
fluss von permanent ca. 0,1 I/s pro 100 m? Dachflache vorzusehen. Mit diesen MaBhahmen zur
Reduzierung des anfallenden Oberflachenwassers kann ein wirksamer Beitrag zur Reduzierung
der Abflussgeschwindigkeit und Abflussmenge geleistet werden. Der jeweilige Nachweis ist in
den Entwésserungsgesuchen zu den einzelnen Baugenehmigungsverfahren zu fihren.

Die Wasserversorgung kann tber das umliegende Wasserleitungsnetz erfolgen.

Die Versorgung mit Strom und Gas sowie fur Verkabelungen der Fernmeldeeinrichtungen ist
durch Anschluss an das angrenzende Leitungsnetz mdéglich.

Innerhalb des uberplanten Bereiches, im Bereich der Lindenstral3e verlauft ein 20KV-Erdkabel
der NetzeBW GmbH, dessen Bestand weiterhin gesichert sein muss. Zudem befindet sich in ei-
nem Gebaude des Plangebiets (Mustang-Areal) eine bestehende Kundeneigene Umspannstati-
on Uber die das Areal mit Strom versorgt wird. Ob diese weiterhin bendtigt wird oder die Versor-
gung des Plangebiets neu Uberplant werden muss ist im Rahmen der Planungen zu klaren. Der
Ruckbau der bestehenden Umspannstation ist durch den Projekttrager mdglich, da diese Um-
spannstation nur das Mustang Areal versorgt. Eine Abstimmung mit der Netze BW GmbH ist
mindestens 2 Monate vor Abbruch durchzufiihren. Der Leistungsbedarf fur das geplante Areal ist
ebenfalls mit der Netze BW GmbH mdoglichst frithzeitig abzustimmen.

Im Bereich des Bebauungsplanes liegen Gasleitungen der Netze BW GmbH. Diese dirfen we-
der Uberpflanzt noch von Geb&uden oder sonstigen Einrichtungen wie Baustellencontainern
Uberbaut werden. Der Zugang fiir Betriebsarbeiten muss jederzeit unbehindert und ohne zeitli-
che Verzdgerung mdaglich sein. Auf die Einhaltung des Mindestabstandes von 2,5 m zwischen
Baumen und Gasleitung wird verwiesen. Grabarbeiten in der N&he von Gasleitungen sind von
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Hand auszufiihren. Der Beginn der Arbeiten ist uns rechtzeitig anzuzeigen. Freigelegte Gaslei-
tungen sind zur Uberpriifung und eventuellen Sicherung zu melden.

Die bestehenden Telekommunikationslinien sind zu erhalten. Eine Versorgung des Neubaugebie-
tes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise ist aus wirtschaftlichen Griin-
den nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten ErschlieBung sowie einer ausreichen-
den Planungssicherheit moglich. Mégliche Trassen sind mit den jeweiligen StraRenbaulasttragern
zu klaren. Fur den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung
mit dem StralRenbau und den Baumafnahmen der anderen Leitungstrager ist es notwendig, dass
Beginn und Ablauf der Erschlieungsmal3nahmen mit der Deutschen Telekom Technik GmbH so
friih wie moglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt und abgestimmt wird.
Damit sind die Belange der Ver- und Entsorgung in der Planung soweit als méglich bertcksich-
tigt.

Aus stéadtebaulichen und gestalterischen Griinden sind oberirdische Versorgungsfreileitungen im
Geltungsbereich nicht zulassig. Dies ist aus stadtgestalterischen Griinden, besonders im Hin-
blick auf die zu erwartenden unterschiedlichen Gebaudehdhen und die Standortqualitat, sinnvoll.

KOSTEN

Der Gehwegausbau soll im Rahmen der Neuordnung des Mustang-Areals vom jeweiligen Pro-
jekttrager erfolgen. Daher fallen fur die Stadt Kiinzelsau keine wesentlichen ErschlielBungskos-

ten an.

Asum, Laura Maria
Pressestelle
Stadtverwaltung Kiinzelsau
09.04.2020, 16:42:34

-23-



		laura.asum@kuenzelsau.de
	2020-04-09T16:42:34+0200
	Stadtverwaltung Künzelsau
	Asum, Laura Maria
	Ich bestätige die Richtigkeit und Integrität dieses Dokuments




